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I N H A L T S V E R Z E I C H N I S 

I. Stichwortverzeichnis 
Bn = Berliner Nachrichten • Bü = Bücherschau • Kn = Kurznachrichten • R = Rechtsprechung 

Heft Seite Heft Seite 

A 

Abfindung, Recht der — 18 280 
Abfindungen, Arbeitsförderungsgesetz 7 106 

— bei Betriebsstillegung im Konkurs 5 67 
— bei Sozialplänen im Konkurs 1 7 
— wegen Auflösung des Dienstverhältnisses 5 Bn 

Abfindungszahlungen an Witwe 5 Kn 
Abgabenordnung 8 Bü 

9 Bü 
—, Bekanntgabe des Prüfungsberichts 2 32 
—, Mitwirkungspflichten 2 32 
— 1977 für die Lohnsteuer-Außenprüfung 2 32 
—, Prüfungsgrundsätze 2 32 
—, Schlußbesprechung 2 32 
—, Verfahrensgrundsätze der neuen — 5 77 

Abmahnung, Ermahnung und Verwarnung im Arbeits­
verhältnis 14 212 

Absetzungen für Westberliner Gebäude, erhöhte — . . 19 Bn 
Abtretung, Verpfändung und Pfändung, Erstattung und 

Vergütung von Steuern 4 61 
Abzugsfähigkeit von Bewirtungskosten 5 Kn 
Akkordarbeit 19 Bü 
Aktiengesetz 9 Bü 
Alkohol-Entziehungskur, zuständiger Versicherungsträ­

ger 15 236 
Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen, ver­

fassungsrechtliche Grundlagen der — 23 353 
Altersgrenze für Schwerbehinderte herabgesetzt . . . . 18 Kn 
Altershilfe für Landwirte, Landabgaberente 22 346 
Altersruhegeld 1 Kn 
Altersversorgung, Leistungen der betrieblichen — . . . 3 37 

—, verfassungskonform, Verbesserung der betrieb­
lichen — 6 Kn 

Änderungsvertrag 20 310 
Angestellte, nichtversicherungspflichtige 24 378 
Angestelltenversicherung, freiwillige Beiträge 8 Kn 
Angestelltenversicherungsgesetz 2 Bü 
Anhörung des Beteiligten vor Erlaß eines belastenden 

Verwaltungsaktes „ 6 92 
— des Betriebsrats bei Kampfkündigungen 20 307 
— des Betriebsrats vor Kündigungen 5 65 
— des Betriebsrats zu einer umgedeuteten oder hilfs­

weise erklärten ordentlichen Kündigung 20 308 
— des Betroffenen vor (niedrigerer) Erstfeststellung 

der Dauerrente 16 252 
Anhörungsverfahren, Mängel im — Kündigungsschutz­

prozeß 8 115 
Anspruch auf rechtliches Gehör bei Verweigerung der 

Überlassung der Gerichtsakten in das Rechtsanwalts­
büro, keine Verletzung des — 6 92 

Antizyklische Finanzpolitik 13 Bü 
Arbeit 6 Bü 
Arbeitgeber 3 Bü 
Arbeitgeberkoalition, Mitbestimmungsgesetz und — . . 9 133 
Arbeitgeberzuschuß zur Krankenversicherung 10 156 
Arbeitnehmer, Mitarbeiter 17 265 

—, Sozialversicherung ausländischer — 19 Kn 
— vor der ersten Arbeitsaufnahme, Sozialversiche­

rungsschutz bei Erkrankung des — 5 68 
Arbeitnehmerähnliche Personen, Tarifvertrag für — . . 16 245 
Arbeitnehmerüberlassung, Antragsrecht des Verleih­

unternehmers auf Schlechtwettergeld 22 347 
Arbeitsaufnahme, finanzielle Hilfe zur — 18 Kn 
Arbeitsbefreiung wegen Betriebsratstätigkeit außerhalb 

der Arbeitszeit, Betriebsrat auf — 5 66 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 17 Kn 

Arbeitsdienst für die weibliche Jugend 
— im Jahre 1934 keine Ersatzzeit, studentischer — . 

Arbeitseinkommen, Pfändung von verschleiertem — . 
Arbeitserlaubnis für eine Beschäftigung in Berlin . . . 
Arbeitsförderung, Alhi-Anspruch für Ausländer ohne 

Arbeitserlaubnis 
—, Änderungen im Bereich der Reichs ver Sicherungs­

ordnung 
Anschaffung eines Kraftfahrzeugs 
Anspruch auf Arbeitslosengeld trotz Ortsabwesen­
heit. Urlaub des Arbeitslosen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld und Arbeitslosen­
hilfe für Werkstudenten 
Anspruch auf Kindergeld bei Bezug von Kinder­
zuschüssen und Kinderzuschlag 
Antragstellung auf Entrichtung von Pflichtbeiträ­
gen aus der Konkursausfallversicherung 
Arbeitslosengeld 
Arbeitslosengeld für ordentliche Studierende einer 
Hochschule 
Arbeitslosenhilfe 
Arbeitslosenhilfe eines ausländischen Arbeitneh­
mers 
Arbeitslosigkeit eines Referendars vor Eintritt in 
den jur. Vorbereitungsdienst 
ausländische Arbeitnehmer 
ausreichende Schutzvorkehrungen für den Winter­
bau 
Bemessung der Arbeitslosenhilfe 
Berechnung der Antragsfrist für den Anspruch 
auf Konkursausfallgeld 
berufliche Tätigkeit 
Bewilligungszeitraum für die Arbeitslosenhilfe . . 
Bildungsmaßnahmen 
Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen für 
Empfänger von Kurzarbeitergeld 
Fortbildung eines Steuerbevollmächtigten zum Be­
triebswirt, Zweckmäßigkeit und arbeitsmarktpoli­
tisches Bedürfnis der Maßnahme 
Gastarbeiter 
Heimunterbringung 
Hörgeschädigte 
individuelle Förderung 
Kindergeldanspruch einer alleinstehenden Voll­
waise 
Konkursausfallgeld, rückständiges Arbeitsentgelt. 
Konkursvorrecht für die Forderungen der Bun­
desanstalt auf rückständige Winterbau-Umlage 
und Nebenforderungen 
Kurzarbeitergeld 
Lebensbedarf eines behinderten Kindes 
Massenentlassungen 
Maßnahme der beruflichen Bildung 
Maßnahme der beruflichen Bildung aus wichtigem 
Grund und Rückforderung von Unterhaltsgeld, 
Abbruch einer — 
rückwirkende tarifliche Lohnerhöhung und Be­
rechnung des Unterhaltsgeldes 
Schlechtwettergeldleistungen 
Stufenausbildung 
Überbrückungsgeld für Arbeitsaufnahme in Berlin 
und eigenmächtiger Arbeitsplatzwechsel 
Übergangsgeld 
Umlagepflicht eines Baubetriebes nach § 186 a AFG 
produktive Winterbauförderung 
unbillige Härte 
Unterhaltsgeld 
Unterhaltsgeld bei Melirfachbeschäftigung . . . . 
unverzügliche Erstattung der Schlechtwettergeld­
anzeige 
Urlaubsabgeltung bzw. Urlaubsgeld und Konkurs­
ausfallgeld 
Urlaubsreise des Arbeitslosen 
Verfassungsmäßigkeit der Erhebung der Konkurs­
ausfallgeld-Umlage allgemein von den Unterneh­
mern 

—, Verlängerung der Arbeitserlaubnis für auslän­
dische Arbeitnehmer 

Arbeitsförderungsgesetz 
—, Abfindungen 
—, Bemessungsentgelt bei geringer entlohnten Zwi­

schenbeschäftigungen 
—, Bemessungsentgelt für Berufsanfänger 
—, Sperrzeit 
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Heft Seite 
—, Viertes Gesetz zur Änderung des — 7 
—, zumutbare Beschäftigung 24 

Arbeitsgerichtsgesetz 8 
Arbeitsgerichtsverfahren 23 

—, Reisekostenvorschuß für mittellose Arbeitnehmer 
im — 18 

Arbeitsgesetze 7 
Arbeitskampf 24 

— gegenüber Mitgliedern betriebsverfassungsrecht­
licher Organe, Kündigung im — 16 

Arbeitslohn aus einem Arbeitsverhältnis 10 
Arbeitslose 16 

—, Rentenbeiträge für — 11 
—, Urlaubsreise des 8 

Arbeitslosengeld 2 
19 

—, Krankengeld bei Bezug von — 21 
— trotz Ortsabwesenheit, Urlaub des Arbeitslosen, 

Anspruch auf — 9 
—, unbillige Härte bei der Berechnung des — . . . . 14 
— und Arbeitslosenhilfe für Werkstudenten, An­

spruch auf — 9 
Arbeitslosenhilfe 15 

—, Anspruch für Ausländer 20 
—, Arbeitsförderung eines ausländischen Arbeitneh­

mers 22 
—, Bemessung der — 7 
—, Bewilligungszeitraum für die — 7 
—, Ermittlung des Einkommens zwecks — 14 
— für Werkstudenten, Anspruch auf Arbeitslosen­

geld und — 9 
—, Sparbeiträge bei — 1 

Arbeitslosenunterstützung und Arbeitsvermittlung . . 24 
Arbeitslosenversicherung, deutsch-österreichisches Ab­

kommen 21 
Arbeitslosigkeit 22 

24 
—, Sparförderung, vorzeitige Verfügung bei — . . . . 2 
— und psychosoziale Versorgung 17 

Arbeitsmarkt 1977 3 
Arbeitsmarktpolitik 24 
Arbeitsniederlegungen, Kündigungen wegen — . . . . 18 

—, Rechtswidrigkeit einer gemeinschaftlichen . . . . 22 
Arbeitsrecht 4 

5 
16 

—, Berufungsschrift 2 
—, Prozeßvollmachten 2 
—, Rechtsbeschwerde 2 
—, unbezifferte Klage 2 
—, Verweisungsbeschluß 2 
—, Zeugenvernehmung 2 

Arbeitsrechtliche Statusklage 9 
Arbeits-(Schuler-)Unfall, Abholen von bestellten Schul­

büchern 20 
Arbeitsschutz, Gewerbeaufsichtsbehörden 12 

—, Unfallversicherung 12 
Arbeitsschutzsteiger, Eingruppierung eines — 4 
Arbeitssicherheit 19 

22 
24 

Arbeitsstättenrecht 24 
Arbeitsstättenverordnung 5 
Arbeitsunfall, Begriff des — 7 

—, Beweislast 15 
—, neuere Rechtsentwicklung in Zusammenhang mit 

dem Vorliegen eines — 15 
—, Verletzungen durch vernehmende Kriminalbeamte 

als - 21 
Arbeitsverhältnis 11 

—, Altersgrenze für — 4 
—, Begründung und Beendigung des — sind im Inter­

esse einer gerechteren Verteilung der Arbeits­
plätze neu zu regeln? 18 

—, Bestehen eines — 1 
— oder freie Mitarbeit 16 
—, zur Zulässigkeit befristeter — 12 

Arbeitsvermittlung, Rationalisierungsmaßnahmen und 
Bestandsschutz von — 24 
— und Arbeitslosenunterstützung 24 

Arbeitsverträge l 
—, Zulässigkeit der Befristgung von — 9 

Arbeitsvertragsrecht 12 
—, Begriff der Dienstunfähigkeit 12 
—, Croupiers 12 
—, internationales Privatrecht 2 
—, Kündigungsschutzklage 2 
—, Schadensersatzpflicht eines Vertragsbrüchigen Ar ­

beitnehmers 1 
—, Strafurteile in Personalakte 2 
—, Teilnahme an einem Ausbilchangslehrgang 2 
— und schulisches Ausbildungsverhältnis 1 
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Heft Seite 
Arbeits Wissenschaft 19 Bü 
Arbeitszeit, Betriebsrat auf Arbeitsbefreiung wegen Be­

triebsratstätigkeit außerhalb der — 5 66 
Arbeitszeitverkürzung, 38-Stunden-Woche 5 K n 
Arbeitszeugnis 21 Bü 
Ärztliche Beratungen außerhalb der Sprechstunde . . . 5 73 

— Leistungen, gesonderte Abrechnung präventiver 
und kurativer — 7 108 

ASiG, Gewerbeaufsicht 12 188 
—, Unfallversicherung 12 188 

Aufklärungspflichen des Arbeitgebers 1 8 
Aufsichtsbehörde, Datenschutz 7 101 
Aufwandsentschädigungen 1 Bü 
Ausbildung, betriebliche 22 Kn 
Ausbildungsfreibeträge für über 27 Jahre alte Kinder 

bei der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 8 128 
Ausbildungsvergütung, tarifliche 14 216 
Ausfallzeiten 2 25 
Ausgleichsleistungen nach dem ZVALG. Wartezeit . . . 19 298 
Ausgleichsquittung, Kündigungsschutzklage 2 19 
Aushilfsarbeiten, Versicherungspflicht bei — 22 Kn 
Ausländer, Arbeitslosenhilfe-Anspruch für — . . . . . . . 20 315 
Ausländerbeschäftigungsgesetz 7 Bü 
Ausländerrecht * 15 Bü 

16 Bü 
Ausländische Arbeiter mit ausländischem Arbeitsver­

tragsstatut, die in einem im Inland gelegenen Betrieb 
eines ausländischen Unternehmens beschäftigt wer­
den, Betriebsverfassungsgesetz für — 11 170 

Ausländische Arbeitnehmer 7 Bü 
15 236 

—, außergewöhnliche Belastung 13 207 
—, doppelte Haushaltsführung 4 63 

11 174 
—, Familienheimfahrten 7 109 
— für eine Beschäftigung in Berlin 5 74 
—, Lohnsteuer von Gastarbeitern 5 Bn 
—, Rentenzahlung an Ausländer im Ausland 5 75 
—, Schadensersatzpflicht des Arbeitgebers bei schuld­

hafter Auszahlung des Kindergeldes an bereits 
ausgeschiedene — 9 l 4 2 

—, Sozialversicherung 19 Kn 
— und internationales Privatrecht 2 19 
—, vergleichbare ausländische Leistungen 14 224 
—, Verlängerung der Arbeitserlaubnis für — 19 299 

Ausländische Studenten, versicherungsrechtliche Beur­
teilung 5 72 

Ausländische Unternehmer 11 170 
Auslandsversicherungen und gesetzliche Krankenver­

sicherung 4 54 
Auslösungen und Fahrkosten, steuerliche Behandlung . 9 143 
Ausschlußfrist, außerordentliche Kündigung 22 343 

— des § 626 Abs. 2 BGB 22 344 
—, zur Wahrung der — 22 343 

Außenprüfung, Ausweispflicht, Beginn der — 2 32 
Außensteuergesetz 8 Bü 

10 Bü 
19 Bü 

Außergewöhnliche Belastung 10 160 
—, Arzneikosten 22 350 
—, Aufwendungen für die Anschaffung einer Wasch­

maschine 20 320 
—, Aufwendungen für eine Hausgehilfin 10 159 
—, Aussteuer 23 368 
—, Aussteueraufwendungen 22 350 
—, bedürftige Angehörige 22 350 
—, Beerdigungskosten 22 350 
—, Berufsausbildung 22 350 
—, Ehescheidungskosten 22 350 
—, Geburtskosten 22 350 
—, Hausgehilfin 22 350 
- , Hausrat 22 350 
—, Kleidung 22 350 
—, Körperbehinderung 22 350 
—, Kuren 22 350 
—, Steuerermäßigung wegen — 22 349 
—, Tilgung von Schulden 22 350 
—, Umzugskosten 23 368 

Außerordentliche Kündigung, Ausschlußfrist 22 343 
— eines Hochschullehrers 22 344 
— gegenüber Betriebsratsmitgliedern, Ausschlußfrist 

für — 8 1 2 3 

Aussperrung 23 Bü 
—, Hessische Verfassung 22 340 
— mittels Kampfparität?, verfassungsrechtliche Ge­

währleistung der — 2 2 3 3 7 

Auszubildende, tarifliches Urlaubsgeld für — 6 85 
Automatisierung 2 2 B ü 

IV 



Heft Seite 
B 

Baukostenzuschüsse bei Veräußerung des Gebäudes . . 8 
BDSG und BetrVG 14 
Beamtenpensionen auf Betriebsrenten, Anrechnung von 

— 19 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Begründung und 

— sind im Interesse einer gerechteren Verteilung der 
Arbeitsplätze neu zu regeln? 18 

Befristeter Arbeitsvertrag auf Probe 19 
—, Kündigungsschutz bei mehrfach befristeten — . . 19 
—, Verlängerung 19 

Befristung von Arbeitsverträgen, Zulässigkeit der — . . 9 
Begründung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

sind im Interesse einer gerechteren Verteilung der 
Arbeitsplätze neu zu regeln? 18 

Behindertenplätze, Meldung der — 3 
Beitragsbemessungsgrenzen 23 
Beitragserstattungsanspruch 2 
Beitragspflicht zur landwirtschaftlichen Altersklasse . . 5 
Beitragsrecht der Sozialversicherung zum 1. Januar 

1979. Änderungen im — (Schluß) 24 
—, Rentenversicherung 20 

23 
Beitragsschulden der Gesellschaft zur Unfallversiche­

rung, keine Haftung des Gesellschafter-Geschäftsfüh­
rers einer GmbH für — 16 

Beitragszeiten 8 
Bemessungsentgelt für Berufsanfänger, Arbeitsförde­

rungsgesetz 7 
Bereitschaftsdienst auch für Fachärzte, Teilnahmepflicht 

am kassenärztlichen Not- und — 7 
Berlin, Körperschaftsteuer und Kapitalertragsteuer . . 1 
Berlindarlehen, Einkommensteuervorauszahlung wegen 

— 19 
Berlinförderungsgesetz 11 

15 
19 

Berlinzulage, überzahlte 5 
Berufliche Bildung, Einrichtungen zur — 12 
Berufsbildung 21 
Berufsbildungsgesetz 7 
Berufsbildungsrecht 20 
Berufsförderung 17 
Berufsförderungsmaßnabmen 11 

—, erfolgreiche Durchführung von — 7 
Berufskrankheit, Bronchialasthma als — 16 

—, Vermutung des ursächlichen Zusammenhangs zwi­
schen Todeseintritt und — 11 

Berufskrankheitenverordnung 17 
Berufsschadensausgleich, Dauer einer Hochschulausbil­

dung 5 
Berufungsschrift 2 
Beschädigtenrente, Erreichen der Altersgrenze 5 
Beschäftigungschancen v 22 
Beschlußverfahren, Antragsvorbringung im — 22 

—, arbeitsgerichtliches 13 
Besoldungstabellen 15 
Bestandsschutz, Erweiterung des — 18 

—, Verbesserung des — 18 
— von Arbeitsverhältnissen, Rationalisierungsmaß­

nahmen und — 18 
Besteuerung der Mitunternehmer von Personengesell­

schaften 6 
Betrieb und Betriebsrat für mehrere Unternehmen? — 

einheitlicher — 16 
Betriebliche Altersfürsorge 9 

19 
—, die zeitlichen Leistungsvoraussetzungen im Be­

reich der — 19 
— verfassungskonform, Verbesserung der — 6 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte 7 
Betriebliche Versorgungsrente, Bemessung 2 
Betriebliches Vorschlagswesen 10 
Betriebsänderungen 22 

—, Mitbestimmung des Betriebsrats bei — 20 
Betriebsarbeit, Schulung für die — 5 
Betriebsausgaben 23 

—, Ehescheidung 5 
Betriebsbedingte Kündigung, generelle Abfindungs­

pflicht bei — 18 

Kn 
212 

273 
293 
290 
289 

273 
Kn 
361 
26 
75 

377 
312 
363 

251 
125 

106 

107 
Bn 

Bn 
Bü 
Bü 
Bn 
Kn 
K n 
Bü 
Bü 
Bü 
269 
173 
110 
250 
172 
Bü 

76 
22 
76 

Kn 
344 
199 
Bü 
285 
284 

281 

96 

Bü 
Bü 
296 
Kn 

99 
K n 
Bü 
K n 
309 

Kn 
Kn 

280 

Heft Seite 
Betriebsbedingtheit von Kündigungen 17 260 
Betriebsfortführung, VersicherungsSreiheit 5 75 
Betriebsinhaberwechsel, Bedeutung des Widerspruchs 

eines Arbeitnehmers gegen den Übergang bei einem 
— 12 184 
—, Ubergang des Arbeitsverhältnisses von leitenden 

Angestellten bei — 16 247 
—, Widerspruch eines Arbeitnehmers gegen den 

Ubergang des Arbeitsverhältnisses bei einem — . . 7 103 
Betriebsprüfung, Mehr- oder Mindergewinn 5 Kn 
Betriebsprüfungsordnung (Steuer), die neue — 16 254 
Betriebsrat 3 Bü 

11 163 
22 Bü 
23 Bü 
24 Bü 

— als Kündigungsgrund. Wahlwerbung für — . . . . 14 217 
— auf Arbeitsbefreiung wegen Betriebsratstätigkeit 

außerhalb der Arbeitszeit 5 66 
—, Ausschluß aus dem — wegen parteipolitischer 

Betätigung 20 307 
— bei Betriebsänderungen, Mitbestimmung des — . . 20 309 
— beim Ausfall ganzer Schichten, zum Mitbestim­

mungsrecht 6 85 
—, Beteiligung des — 2 21 
—, Betriebszugehörigkeit 11 168 
— für mehrere Unternehmen? — einheitlicher Be­

trieb 16 246 
—, Kündigung. Stellungnahme 5 65 
—, Kündigungsschutz auch für Ersatzmitglieder . . . 2 Kn 

10 152 
—, Mitbestimmungsrecht des — 1 6 
— und zum Annahmeverzug des Arbeitgebers beim 

Abbau von Uberstunden. Mitwirkungsrecht des — 6 85 
—, Vertretungsmacht des — 5 66 
— vor Kündigungen, Anhörung des — 5 65 
—, Wahl zum — 9 Kn 
—, Wahlanfechtungsverfahren 20 307 
— wegen einer beantragten Zustimmung zur Kündi­

gung eines Betriebsratsmitglieds. Verfahren . . . 11 170 
—, wenn zwiscl en Abschluß des Anhörungsverfah­

rens und Ausspruch der Kündigung ein längerer 
Zeitraum liegt 6 84 

—. zur Sperrwirkung eines nachwirkenden Tarifver- * 
träges für Mitbestimmungsrechte des — 6 85 

Betriebsrätegesetz, Hessisches 22 341 
Betriebsratsmitglieder auf Vergütung der Reisezeit zu 

Schulungs- und Bildungsveranstaltungen 5 67 
—, Ausschlußfrist für außerordentliche Kündigungen 

gegenüber — 8 123 
Betriebsratstätigkeit außerhalb der Arbeitszeit, Be­

triebsrat auf Arbeitsbefreiung wegen — 5 66 
—, Behinderung der — 16 242 

Betriebsratswahl 5 Bü 
—, Anfechtung der — 2 Kn 
—, Berechtigung einer Kündigung aus Anlaß des 

Wahlkampfes für eine — 13 198 
—. Einsprüche gegen Wählerliste auf den Schluß der 

Dienstzeit 11 169 
—, Nichtigkeit einer — 20 308 
—, Nichtigkeit und Anfechtbarkeit einer — 11 169 
—, schriftliche Vorabstimmung 20 307 
—, Wahlvorschläge 11 169 
—, Wahlvorstandsmitglieder 11 169 

Betriebsrenten, Anrechnung von Beamtenpensionen auf 
_ 19 292 

Betriebsrentengesetz 2 Bü 
7 Bü 

16 Bü 
Betriebsstillegungen im Konkurs, Abfindungen — . . . 5 67 
Betriebsteil 17 258 
Betriebsveräußerung, Rechtswirkung des Widerspruchs 

des Arbeitnehmers bei — 8 Kn 
Betriebsverfassung, Datenschutz 14 212 
Betriebsverfassungsgesetz 1 Bü 

9 131 
21 Bü 
20 Bü 
24 Bü 

— für ausländische Arbeitnehmer mit ausländischem 
Arbeitsvertragsstatut, die in einem im Inland ge­
legenen Betrieb eines ausländischen Unternehmens 
beschäftigt werden 11 170 

— für Religionsgemeinschaften, des Ausschlusses des 
— 15 230 

—, Rückstellungen für Sozialpläne nach dem — . . . 10 Bn 
Betriebsverfassungsrecht 6 84 

—, Kündigung 12 180 
—, Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats beim Aus­

fall ganzer Schichten 6 85 
—, Mitwirkungsrecht des Betriebsrats und zum An­

nahmeverzug des Arbeitgebers beim Abbau von 
Uberstunden 6 85 

—, ordnungsgemäße Anhörung des Betriebsrats, wenn 
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triebsrats 6 85 
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—, soziale Mitbestimmung 11 
—, Strafbestimmung beim — 7 
—, Subsidiarität des BDSG 14 
— und Betriebsverfassung 14 
—, Wirtschaftsausschuß 11 
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Doppelte Haushaltsführung bei Gastarbeitern, lohn­

steuerrechtliche Behandlung der — 11 174 
— und Witwerrente 4 59 
—, Werbungskosten 4 63 

Doppelter Wohnsitz, Tarifpräferen2 bei — 19 Bn 
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Ehescheidung, Folgekosten einer — 5 Kn 
Einfuhrumsatzsteuer 2 31 
Eingruppierung 20 310 

— eines Arbeitsschutzsteigers 4 53 
Eingruppierungsrechtsstreitigkeiten, Streitwert bei — . 2 21 
Einheitsbewertung des Betriebsvermögens 2 32 

— des Betriebsvermögens, Anspruch auf Investitions­
zulage 2 30 

—, Schachtelbeteiligungen bei der — 10 Bn 
Einheitswert des Mineralgewinnungsrechts 8 127 
Einkommensteuer 2 Bü 

3 Bü 
6 Bü 
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— (Lohnsteuer), Ausbildungsfreibeträge für über 

27 Jahre alte Kinder bei der — 8 128 
Einkommensteuererklärung, amtliche Steuererklärungs-

Vordrucke 23 Kn 
Einkommensteuergesetz 16 Bü 

21 Bü 
'Einkommensteuerrecht 10 Bü 

—, Neuregelung des § 7 b EStG 1 Bn 
Einkommensteuerveranlagung, sonstige Bezüge, Ge­

haltsnachzahlung 10 160 
Einkommensteuervorauszahlungen wegen Berlindar­

lehen 19 Bn 
Einkommensverteilung, ungleichgewichtige 7 Kn 
Einnahmen aus einem Arbeitsverhältnis 10 159 
Einsprüche gegen Wählerliste 11 169 
Einstellungsanspruch 1« 275 
Einstellungsfragebogen, aktuelle Fragen zum — . . . . 11 161 
Elternrente bis zum Heiratszeitpunkt des Sohnes . . . . 21 332 
Entgeltgrenze 24 377 

379 
Entwicklungshelfer, Vertragsstrafen in Vorbereitungs­

verträgen mit — 7 103 
Entwicklungsländer 12 Bü 
Erholungsurlaub 22 Bü 
Erkrankung im Sonderurlaub, Lohnfortzahlungsan­

spruch des Arbeitnehmers bei — 10 151 
Ermahnung und Verwarnung im Arbeitsverhältnis, Ab­

mahnung 14 212 
Ersatzkraft, Haushaltsführung während Krankenhaus­

aufenthalt der Ehefrau und Mutter, Erstattung der 
Unkosten für — 6 94 

Ersatzmitglieder des Betriebsrats, Kündigungsschutz 
für — 10 152 

Ersatzzeit 2 24 
4 58 

17 268 
—, abgeschlossene Fachschulausbildung 17 267 
—, studentischer Arbeitsdienst im Jahre 1934 keine — 8 126 

Erstattungsanspruch des Arbeitgebers gegen Sozialkas­
sen des Baugewerbes wegen ausgelegter Leistungen . 10 152 

Erstattungsbetrag 23 368 
Erstattungspflicbt des UV-Trägers für erhöhte Kosten 

eines Sonderschulbesuchs l ß 2 5 1 

Erwerbstätige Frau in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung 4 Kn 

F 

Fahrkosten, steuerliche Behandlung, Auslösungen und 
9 143 

Familienheimfahrten von Gastarbeitern, kein Versiche­
rungsschutz während des eigentlichen Urlaubs und 
auf den damit zusammenhängenden Wegen 7 109 

Familienhilfe für hauptberuflich tätige Familienange­
hörige, Anspruch auf — 1 6 2 4 9 

Fehlzeiten, Kürzung des Tarifurlaubs bei hohen — . . . 8 122 
Feiertagsarbeit, Zuschläge für — 2 0 3 1 9 

Fernunterricht, betrieblicher 2 2 K n 

Feststellung, daß ein Arbeitsverhältnis besteht 9 135 
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—, Beschwerde 2 30 
—, Passivlegitimation 2 30 
—, örtliche Zuständigkeit 2 30 
—, Rechtsbehelfsverzicht 2 30 

Finanzgerichtsverfahren, Zustellung 4 64 
Finanzhilfen des Bundes im Krankenhausbereich . . . 21 Kn 
Finanzierungshilfen 9 Bü 
Finanzwissenschaft 6 Bü 

8 Bü 
12 Bü 
20 Bü 

Firmenbezeichnungen im Urteilsrubrum, Berichtigung 
von — 9 135 

Firmenumwandlung 9 Bü 
Forderungsübergang einer Rentenerhöhung auf Kran­

kenkasse 16 250 
Formulararbeitsverträge, Nebenbeschäftigungen in — . 21 321 

—, veraltete Klauseln in — 21 321 
—, Verbot der Sportausübung? 21 322 
—, Verschwiegenheitspflicht in — 21 322 

Fortbildung eines Steuerbevollmächtigten zum Be­
triebswirt, Zweckmäßigkeit und arbeitsmarktpoliti­
sches Bedürfnis der Maßnahme 15 236 

Freibeträge auf den Lohnsteuerkarten, Eintragung von 6 95 
— bei der Veranlagung von Arbeitnehmern 15 238 
—, Flüchtlinge 22 352 
—, Hinterbliebene 22 352 
—, Körperbehinderte 22 352 

Freie Mitarbeit, Arbeitsverhältnis 16 247 
Freier Mitarbeiter bei Freilichtaufführungen, Status 

eines Theaterintendanten als — 7 104 
— einer Rundfunkanstalt. Musikbearbeiter als — . . 8 121 

Freigrenzen bei der Veranlagung von Arbeitnehmern 15 238 
Freipraktizierende Ärzte, Versicherungspflicht von — . 5 75 
Freistellung eines Arbeitnehmers 3 33 

— von der Arbeit für Gewerkschaftstätigkeit . . . . 20 309 
Freiwillige Versicherung 2 23 

4 57 
—, Nachentrichtung 4 58 

Fristgemäße Kündigung eines erkrankten Arbeitneh­
mers 15 226 

Fristlose Entlassung wegen Führerscheinentzug . . . . 19 289 
Fristlose Kündigung, Bundesarbeitsgericht 10 145 

— des Arbeitnehmers, Beiträge zur — 7 97 
—, Erkrankung und — 2 17 
—, Jugendstreich eines Auszubildenden und Entlas­

sung 6 Kn 
— s. Außerordentliche Kündigung 22 344 
— wegen Krankheit? 15 228 
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Garantierückstellungen 12 Bü 
Gastarbeiter 15 236 

—, lohnsteuerrechtliche Behandlung der doppelten 
Haushaltsführung bei — 11 174 

Gebäude, Gewächshäuser als — 19 Bn 
Gebrauchtwaren im BerlinFG - 10 Bn 
Gehaltsfortzahlung bei Pflege eines erkrankten Kindes 

eines Handlungsgehilfen 19 295 
Geheimhaltungspflicht bei Interessenkollisionen, Durch­

brechung der den Sozialversicherungsträgern oblie­
genden — 16 248 

Gelegenheitsgeschenke an Arbeitnehmer, steuerfreie 
oder steuerpflichtige — 10 157 
—, steuerfreie 22 Kn 

Gelegenheitsursacbe, zufälliges Zusammentreffen von 
Heimweg und privater Verletzung 16 251 

Geringfügige Beschäftigung 20 313 
24 378 

—, Versicherungsfreiheit von — 2 22 
Gesamtbetriebsrat für die Mitbestimmung bei Versor­

gungszusagen 5 65 
Gesamtveranlagung 2 Bü 
Geschenkaufwendungen 1 Bü 
Gesellschaft für das Recht der Arbeit und der sozialen 

Sicherheit, internationale 9 Kn 
Gesellschaften 10 Bü 
Gesellschafter bei Kapital- und Personengesellschaften, 

gleichzeitiger Wechsel aller — 8 126 
Gesellschaftsrechte, Ermittlung des Werts von — . . . . 8 127 

—, Gesellschaftssteuer 8 127 
Gesellschaftssteuer 8 127 
Gesundheitsrecht 2 Bü 
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Gewerbeaufsicht, ASiG 12 188 
Gewerbeaufsichtsbehörden, Arbeitsschutz 12 187 

—, Zusammenwirken der Träger der Unfallversiche­
rung 12 187 

Gewerbesteuer 9 Bü 
Gewerbesteuergesetz 8 Bü 
Gewerkschaftseigenschaft des Deutschen Arbeitneh­

mer-Verbandes _ 16 244 
Gewerkschaftspresse 20 Bü 
Gewerkschaftstätigkeit, Freistellung von der Arbeit für 

_ 20 309 
Gewerkschaftswerbung im Betrieb, insbesondere bei 

Kirchen und ihren karitativen Einrichtungen 15 231 
Gewinnverteilung 1 Bn 
Gleichberechtigung 13 K n 
Grunderwerbsteuerrecht 3 Bü 
Grundgesetz l Bü 

4 Bü 
Grundsteuervergünstigung 4 Bü 
Gutachterkosten, ärztliche 16 245 
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Haftung der Arbeitgeber und Arbeitskollegen bei vor­
sätzlicher oder grobfahrlässiger Verursachung des 
Arbeitsunfalles 6 81 
— von Gesellschaftern nach dem Ausscheiden aus der 

Gesellschaft 9 136 
— von Konzernunternehmen für Ansprüche von Mit­

arbeitern eines der Konzernunternehmen, gesamt­
schuldnerische — 17 264 

Haftungsausschluß bei Verletzung von Arbeitskollegen 19 292 
Handelsgesetzbuch 5 Bü 

17 Bü 
Haushaltsführung während Krankenhausaufenthalt der 

Ehefrau und Mutter, Erstattung der Unkosten für 
Ersatzkraft * 6 94 

Haushaltshilfe bei Möglichkeit der Inanspruchnahme 
von Tarifurlaub zum Zweck der Haushaltsführung . . 9 138 

Hauterkrankung, Berufsaufgabe 5 74 
Heilverfahren, Ubergangsgeld und höheres Kranken­

geld während — 6 93 
Heimarbeiter, Arbeitszeitregelungen 23 357 

—, Kündigungsschutz 23 357 
Hessische Verfassung, Aussperrung 22 340 
Hilfsmittel im Sinne der Krankenversicherung, Blin­

denschrift-Schreibmaschine kein — 15 237 
— im Sinne der Krankenversicherung, Kraftfahr­

zeug-Zusatzgeräte kein — 15 237 
Höcbstbeträge bei der Veranlagung von Arbeitnehmern 15 238 
Höherversicherung 2 23 
Höherwertige Tätigkeit als im Arbeitsvertrag verein­

bart, Vergütung für — 16 246 
Hörgerät als Sachleistung, Anspruch auf Beschaffung 

eines — 10 155 

I 

Individualversteuerung 24 381 
382 

Industrie- und Handelskammer Berlin 1978, Beiträge 
zur — 10 Bn 

Innovation 24 Bü 
Internationales Privatrecht und ausländische Arbeit­

nehmer 2 19 
Investitionsförderung, Gesetz zur Steuerentlastung und 

_ 1 14 
Investitionslexikon 9 Bü 
Investitionsrechnung 2 Bü 
Investitionszulage 4 64 

—, Abgrenzung von beweglichen Wirtschaftsgütern 
und Gebäuden 17 271 

—, Anlagevermögen 17 270 
—, begünstigte Wirtschaftsgüter 17 270 
—, Bemessungsgrundlagen 17 271 
—, bewegliche Wirtschaftsgüter 17 270 
—, Einheitsbewertung des Betriebsvermögens, An­

spruch auf — 2 30 
—, Ersatzteile 17 271 
— für Berliner 4 64 
— für teilweise privat genutzte Anlagegüter . . . . 19 Bn 
—, Gebäude 17 271 
—, Kumulierung von — 4 64 
—, neuere Rechtsprechung zur — 17 270 
—, Zonenrandgebiet 4 64 
— zur Konjunkturbelebung 4 64 
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Jahresabschlußprüfung, Rückstellung für — 8 
Jahresarbeitsverdienstgrenze, Überschreitung der — . . 5 
Jahressondervergütung in der Ziegelindustrie, Zulage 

zur Berechnung der — 6 
Jahresurlaub, Versorgungsschutz bei einem Unfall wäh­

rend des — 2 
Jugendarbeitslosigkeit, Forderung nach Maßnahmen 

gegen die — 12 
Jugendarbeitsschutzgesetz 8 
Juristentag, Abteilung Arbeitsrecht 19 
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Kampfkündigungen, Anhörung des Betriebsrats bei — 20 
Kantinenmahlzeit, Sachbezugswert 9 
Kapitalanlagen 10 

14 
Kapitalgesellschaft 5 
Kapitalverkehrsteuergesetz 9 
Karitative Einrichtungen 15 

—, Gewerkschaftswerbung im Betrieb, insbesondere 
bei Kirchen und ihren karitativen Einrichtungen 15 

Kassenarztrecht 7 
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21 

—-, Arzneikostenregreß 20 
—, ärztliche Behandlung als Sachleistung 4 
—, Berücksichtigung von Praxisbesonderheiten . . . . 20 
—, Ermittlung der unwirtschaftlichen Mehrkosten . . 20 
—, Mitgliedschaftsstreit zwischen AOK und Ersatz­

kasse 4 
Kassenpraxis 5 
Kassenzahnarztrecht 7 
Kassenzulassung eines Zahnarztes, Entziehung der — . 5 
Kinderarbeit 16 
Kindergeld 13 

15 
—, angemessener Unterhalt, individueller Freibetrag 14 
—, Berufsausbildungsbeihilfe 14 
—, öffentlich-rechtliche Leistung 14 
—, Schadensersatzpflicht des Arbeitgebers bei schuld­

hafter Auszahlung des — an bereits ausgeschie­
dene ausländische Arbeitnehmer 9 

—, vergleichbare ausländische Leistungen 14 
Kindergeldanspruch 15 
Kindergeldzahlung über das 27. Lebensjahr hinaus bei 

Verzögerung der Ausbildung, Verlängerung der — . . 9 
Kinderzulagen 15 
Kinderzuschläge für Bundesbedienstete 10 

—, tarifliche Regelung von — 6 
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Klage auf Feststellung 9 
Klageerhebung 2 
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—, Beitrittsrecht der Ehefrau 2 
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—, Aufgabe der sehr kurzen Hauertätigkeit aus ge­
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mannsrente 9 
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Konjunkturbelebung, Investitionszulage 4 
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—, Abfindungen bei Betriebsstillegungen im — . . . . 5 
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Konkursantrag eines Sozialleistungsträgers, vorbeugen­
der Rechtsschutz gegen befürchteten — 10 

Konkursausfallgeld 15 

Konkursausfallgeld-Umlage 19 
Konkursausfallversicherung 19 
Konkurseröffnung, rückständiges Arbeitsentgelt . . . . 15 
Konkursverwalter, Form- und Fristvorschriften bei 

einer Kündigung durch den — 10 
Konkursvorrecht für die Forderung der Bundesanstalt 

auf rückständige Winterbau-Umlage und Nebenforde­
rungen 19 

Körperbehinderte, Fahrten zwischen Wohnung und Ar­
beitsstätte io 
—, tatsächliche Aufwendungen 11 

Körperschaftsteuer 2 
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Körperschaftsteuergesetz 21 
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Körperschaftsteuerrecht 10 
Kostenordnung 7 
Krankenbesuchsfahrten 5 
Krankengeld, Berücksichtigung von nachträglichen 

Lohnerhöhungen beim — 10 
— durch mißglückten Arbeitsversuch, Minderung des ^ 
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— während Heilverfahren, Übergangsgeld und höhe­

res — 6 
Krankengeldzahlungen bei Änderung der Leistungs­

bemessungsgrenze 6 
Krankenhausbereich, Finanzhilfen des Bundes im — . . 21 
Krankenkasse 4 

—, Mitwirkungspflichten des Versicherten zwecks 
Durchsetzung der Ersatzansprüche der — 10 
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— während des ganzen Kalenderjahres, tarifliche 

Sonderzuwendungen bei — 16 244 
—, Zulässigkeit einer Kündigung wegen — 8 122 

Krankheiten, Lohnfortzahlungsanspruch bei nahtlos 
aufeinanderfolgenden — 8 122 

Kriegsopferversorgung, Beginn der Versorgung . . . . 21 333 
—, Leistungsbeginn bei Ermessensentscheidungen . . 21 333 
—, Rückkehr aus dem Ausland 1 12 
—, Rückkehr durch feindliche Maßnahmen 1 12 
—, Steigerung des Gesamteinkommens 22 348 
—, Umsiedlung 1 12 
—, Witwenbeihilfe 22 348 
— zur sozialen Gleichwertigkeit von Berufen i . S. des 

§ 30 Abs. 2 B V G 19 300 
Kündigung, Anhörung des Betriebsrats zu einer umge­

deuteten oder hilfsweise erklärten ordentlichen — . . 20 308 
— aus Anlaß des Wahlkampfes für eine Betriebsrats­

wahl 13 198 
— bei Krankheit 24 Bü 
—, Betriebsverfassungsrecht 12 180 
— des Arbeitsverhältnissess wegen politischer Betäti­

gung des Arbeitnehmers 8 123 
. — durch den Konkursverwalter, Form- und Fristvor­

schriften bei einer — 10 151 
— eines Betriebsratsmitglieds 11 170 
— eines Hochschullehrers 22 344 
— eines Lehrers wegen politischer Unzuverlässigkeit, 

Berechtigung der — 8 123 
— eines Schwerbehinderten 20 310 
—, Folgen der betrieblichen Ausgliederung 12 179 
— gegenüber einem Vorstandsmitglied einer Genos­

senschaft, außerordentliche — 9 134 
—, ordnungsgemäße Anhörung des Betriebsrats, wenn 

zwischen Abschluß des Anhörungsverfahrens und 
Ausspruch der — ein längerer Zeitraum liegt . . . 6 84 

—, Rolle der Betriebsräte 12 180 
—, Stellungnahme, Betriebsrat 5 65 
—, unbefugtes Verlassen der Arbeit und — 19 290 
— wegen Krankheit in der neueren Rechtsprechung 15 225 
— wegen Krankheit, Zulässigkeit einer — 8 122 
— wegen Rationalisierung 7 97 

Kündigungen, Anforderungen an eine Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat über die Zu­
stimmungsbedürftigkeit von — 16 246 
—, Anhörung des Betriebsrats vor — 5 65 
—, Betriebsbedingtheit von — 17 260 
— im Arbeitskampf gegenüber Mitgliedern betriebs­

verfassungsrechtlicher Organe 16 246 
— wegen Arbeitsniederlegungen 18 III 

Kündigungsberechtigte Person 10 147 
Kündigungsfreiheit, sozialstaatlich limitierte — 18 274 
Kündigungsfristen im Schwerbehindertenrecht, Probe­

zeit und — 11 167 
Kündigungsgründe, nachgeschobene 10 147 

—, Wahlwerbung für Betriebsrat 14 217 
Kündigungsrecht 14 217 

22 343 
—, Änderungskündigung 13 198 
—, Betriebsrat 14 217 
— eines Arbeitnehmers 3 33 
—, Kündigungsschutzklagen bei Betriebsverpachtung 

nach Massenkündigung 21 327 
—, Massenkündigungen 21 327 
—, Wahlkampf für eine Betriebsratswahl 13 198 
—, Mitwirkung 13 198 
—, Zustimmungserfordernisse 8 118 
—, zwei Abhandlungen zum — 2 17 

Kündigungsrechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, 
ausgewählte Fragen zur — 8 113 

Kündigungsschutz, Anspruch und Wirklichkeit 12 177 
— auch für Ersatzmitglieder des Betriebsrats . . . . 2 Kn 
— bei mehrfach befristeten Arbeitsverträgen . . . . 19 290 
—, die Rolle der Arbeitsgerichtsbarkeit 12 178 
—, die Rolle der Gewerkschaften 12 180 
— für Ersatzmitglieder des Betriebsrats 10 152 
— für Schwerbehinderte 8 120 

18 288 
— für Schwerbehinderte vor der behördlichen Fest­

stellung der Schwerbehinderteneigenschaft . . . . 15 230 
—, gütliche Einigung und punktuelle Rechtsverwei­

gerung 12 178 
—, Individualschutz 18 282 
—, kollektiver Bestandsschutz 18 283 
—, Leistungsgesichtspunkte bei der sozialen Auswahl 4 49 
—, Lösungsvorschläge 12 181 
—, Recht auf Arbeit und — 18 274 
—, Schritte zu einem effektiven — 12 183 
—, Verfahrensdauer 12 178 
—, Weiterbeschäftigungsanspruch als Korrektiv . . . 12 179 
—, Zahl der Kündigungsschutzklagen 12 178 

Kündigungsschutzgesetz 22 Bü 
24 Bü 

—, historische Entwicklung des — 12 177 
Kündigungsschutzklage, Ausgleichsquittung 2 19 

—, Wahrung tariflicher Ausschlußfristen für Zah­
lungsansprüche durch Erhebung einer — 16 245 

Kündigungsschutzprozeß 8 113 
— eine erneute Kündigung auszusprechen, Vollmacht 

des Prozeßbevollmächtigten des Arbeitgebers 
außerhalb des — 7 103 

—, Mängel im Anhörungsverfahren 8 115 
—, Schwerbeschädigte 8 115 

Heft Seite 
Kurzarbeit, Anspruch auf vermögenswirksame Leistun­

gen in der Bekleidungsindustrie-bei — 10 152 
— verringert nicht die Rentenansprüche 16 Kn 

Kurzarbeitergeld, Arbeitsförderung 5 Kn 

L 

Landabgabenrente, Anrechnung des Staffelungsbetra­
ges des Altersgeldes, Kürzung der"— 19 299 

Landesarbeitsgerichte, ausgewählte Entscheidungen der 
— 19 289 

Landwirte, Krankenversicherung für — 4 60 
Lastenausgleich 11 Bü 
Leasing 11 Bü 
Lebensversicherung, Beitragszuschuß des Arbeitgebers 

für — 2 Kn 
Lebensversicherungsverträge, vermögenswirksame 2 30 
Leibrentenanspruch 17 268 
Leistungsbemessungsgrenze, laufende Krankengeldzah­

lungen bei Änderung der — 6 93 
Leitende Angestellte 1 1 

— bei Betriebsinhaberwechsel, Ubergang des Arbeits­
verhältnisses von — 16 247 

Liquidationsrecht bei Pflege eines erkrankten Kindes 
des Arbeitnehmers 19 294 
— für Leitende Krankenhausärzte, Widerruf eines 

automatischen — 17 263 
Lohnfortzahlung bei Pflege eines erkrankten Kindes 

eines Handlungsgehilfen 19 295 
— bei Tätigkeit während Erkrankung 19 290 
— im Krankheitsfall 13 197 
— im Krankheitsfall bezüglich Nachtarbeits-, Sonn­

tags- und Feiertagszuschlägen 21 327 
—, Uberstunden bei — im Krankheitsfall 21 326 
— wenn ein Arbeitnehmer im Krankenhaus an einem 

Dialyse-Gerät ausgebildet wird, keine Verpflich­
tung des Arbeitgebers zur — 7 102 

Lohnfortzahlungsanspruch bei nahtlos aufeinanderfol­
genden Krankheiten 8 122 
— des Arbeitnehmers bei Erkrankung im Sonder­

urlaub 10 151 
Lohnfortzahlungs-Versicherung, Zweifelsfragen zur — . 10 153 
Lohnpfändungs-Tabelle 5 Bü 
Lohnsteuer 1 Bü 

2 Bü 
4 Bü 
9 Bü 

—, Ausbildungsfreibeträge für über 27 Jahre alte 
Kinder bei der Einkommensteuer 8 128 

Lohnsteuerabzug, Modernisierungsaufwendungen bei 
Gebäuden und — 5 Kn 

Lohnsteuerfreie Zuwendungen 21 Bü 
Lohnsteuer-Jahresausgleich 1977 2 29 

2 BÜ 
Lohnsteuerkarten, Eintragung von Freibeträgen auf 

den — 6 95 
10 160 

Lohnsteuerpauschalierung 10 160 
Lohnsteuerrecht 16 Bü 
Lohnstundung bei Fehlgehen der Vergütungserwar­

tung 7 104 
Lohnsummensteuer 5 Kn 
Lohntabellen 15 Bü 

M 

Makroökonomische Theorie 7 Bü 
Marktwirtschaft 8 Bü 
Massenentlassungen 18 283 
Maßnahmen der beruflichen Bildung aus wichtigem 

Grund und Rückforderung von Unterhaltsgeld, Ab­
bruch einer — 9 141 

Medizinisches Gutachten 1 Bü 
Mehrwertsteuer 5 Bü 

9 Bü 
16 Bü 
20 Bü 
21 Bü 

Mitarbeiter, Arbeitnehmer 17 265 
Mitbestimmung 4 Bü 

8 Bü 
21 Kn 
22 341 
23 Bü 
24 Bü 

— bei Versorgungszusagen, Gesamtbetriebsrat für 
die — 5 65 
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— in Unternehmen zur verfassungsrechtlichen Pro­

blematik der — 20 305 
—, Unternehmenspolitik 4 Bü 

Mitbestimmungsgesetz 9 131 
20 BÜ 

—, Geltungsbereich 13 194 
—, Konfliktlösungsverfahren des — 13 196 
—, Mitbestimmung bei den verschiedenen Gesell­

schaftsformen 13 195 
—, Mitbestimmung im Aufsichtsrat 13 194 
— und Arbeitgeberkoalition 9 133 
— und Unternehmenseigentum 9 132 
— und Unternehmensstrukturen 9 129 
—, Verfassungsinterpretation 9 131 
—, Verfassungsklage gegen das — 9 129 
—, verfassungsrechtliche Bewertung 13 193 

196 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats 1 6 

— des Betriebsrats beim Ausfall ganzer Schichten . . 6 85 
— des Betriebsrats, zur Sperrwirkung eines nachwir­

kenden Tarifvertrages zur — 6 85 
Mitstempeln einer Stechkarte, fristlose Kündigung we­

gen unberechtigten — 7 98 
Mitwirkungspflichten 2 32 
Mündliche Verhandlung, verbrauchte Einverständnis­

erklärung, Entscheidung ohne — 6 93 
Mutterschaftsgeld, Anspruch einer Beamtin auf — . . . 10 156 
Mutterschaftsurlaub 21 Kn 
Mutterschutz 17 Bü 

N 

Nachtarbeit, Lohnsteuer 23 368 
—, Zuschläge für — 20 319 

Nebenbeschäftigungen, Formulararbeitsverträge in — . 21 321 
Nichtselbständige Arbeit, Versteuerung von Einkünften 

aus — 24 380 

O 

Offenbarungspflicht des Arbeitnehmers über bestehende 
Krankheiten 12 K n 

P 

Paritätische Mitbestimmung 20 305 
Parteipolitiker in einer Betriebsversammlung 5 67 
Parteipolitische Betätigung, Ausschluß aus dem Be­

triebsrat wegen — 20 307 
Pauschalierter Lohnsteuersatz bei Aushilfskräften . . . 7 K n 
Pauschalversteuerung 24 383 
Pensionsrückstellungen 16 Bü 

23 K n 
— bei Umwandlung 4 K n 
—, Betriebsrentengesetz 11 Bü 

Personaldaten, Geltungsbereich des BDSG bei der Ver­
arbeitung von — 14 209 

Personalinformationssystem 11 164 
Personalmaßnahmen, vorläufige 11 169 
Personalplanung 19 Bü 

22 BÜ 
Personalrat 24 Bü 

— bei Rückgruppierungen durch Änderungskündi-
dung 13 198 

Personen- und verhaltensbedingte Kündigungen, Ab­
findungen bei — 18 280 

Pfändung, Erstattung und auf Vergütung von Steuern, 
Abtretung, Verpfändung und — 4 61 
— von verschleiertem Arbeitseinkommen 2 20 

Pflegekrankengeld durch den UV-Träger, Ersatz von — 11 172 
Politische Betätigung des Arbeitnehmers, Kündigung 

des Arbeitsverhältnisses wegen — 8 123 
— Unzuverlässigkeit, Berechtigung der Kündigung 

eines Lehrers wegen — 8 123 
Prämie für Flugbegleiter beim Ausscheiden nach 5 

Dienst jähren 16 245 
Prämiengesetz, Spar- 6 95 

8 128 
Privatgespräche unzulässig, Kontrolle von — 6 Kn 
Privatisierung von Aufgaben des öffentlichen Dienstes, 

arbeitsrechtliche Probleme bei der — 17 257 
Probezeit und Kündigungsfristen im Schwerbehinder­

tenrecht 11 167 
Protokollierung von Betriebsversammlungen durch den 

Arbeitgeber 16 241 

Heft Seite 
Prozeßbevollmächtigte des Arbeitgebers, außerhalb des 

Kündigungsschutzprozesses eine erneute Kündigung 
auszusprechen, Vollmacht des — 7 103 

Prozeßvergleich, Unzulässigkeit einer Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand bei Versäumung einer Wider­
rufsfrist für einen — 13 199 

Prüfungsanordnung, Bekanntgabe der — 2 32 
— (§ 196 AO) 2 32 

Psychosoziale Versorgung, Arbeitslosigkeit und — . . . 17 Kn 

R 

Rationalisierung 22 Bü 
—, Kündigung wegen — 7 97 

Rationalisierungsinvestitionen 24 Bü 
Rationalisierungsmaßnahmen und Bestandsschutz von 

Arbeitsverhältnissen ' 18 281 
Rationalisierungsschutz, Tarifverträge über — 17 262 
Realsteuern 9 Bü 
Rechnungswesen 8 Bü 
Recht auf Arbeit 12 Kn 

16 Bü 
— und Kündigungsschutz 18 274 

Rechtliches Gehör bei Verweigerung der Überlassung 
der Gerichtsakten in das Rechtsanwaltsbüro, Verlet­
zung des Anspruchs auf — 6 92 

Rechtsbehelfsverfahren nach AO 1977 19 301 
Rechtsbeschwerde . . . " 2 22 
Rechtsmittelbelehrung, unrichtige bzw. unvollständige 

— 13 206 
Rehabilitanden zur gesetzlichen RV und K V , Versiche­

rungspflicht eines — 10 156 
Rehabilitation 11 Kn 
Rehabilitationsleistungen 21 332 
Reichsversicherungsordnung 1 Bü 

2 Bü 
Reisekosten für Begleitperson, Erstattung der — . . . . 10 155 
Reisekosten-Tabelle 5 Bü 

7 BÜ 
Reisekostenvorschuß für mittellose Arbeitnehmer im 

Arbeitsgerichtsverfahren 18 Kn 
Rente 15 Bü 

—, Abtretung der — 19 Kn 
— 1978 3 41 

Rentenanpassungen 20 312 
Rentenanpassungsbericht 1978 14 Kn 
Rentenanpassungsgesetz 20 311 

21 329 
Rentenanspruch, Ausbürgerung und — 2 25 

— bei Weiterzahlung des Facharbeiterlonns trotz 
Leistungshinderung 16 253 

—, Kurzarbeit verringert nicht den — 16 Kn 
Rentenbeiträge für Arbeitslose 11 Kn 
Rentenentziehung, Erlangung eines zumutbaren Ar­

beitsplatzes als Änderung in den Verhältnissen . . . . 16 253 
Rentenerhöhung auf Krankenkasse, Forderungsüber­

gang — 16 250 
Rentenkapitalisierungsbetrag, Rückforderung eines be­

reits ausgezahlten — 19 301 
Rentenversicherung, Ausfallzeiten 2 25 

—, Ersatzzeit 2 24 
—, erwerbstätige Frau in der — 4 Kn 
—, Geschiedenen-Witwenrente 2 25 
—, gesetzliche 2 23 
—, Klageerhebung 2 25 
— nach dem 21. Anpassungsgesetz 20 311 
—, Nachentrichtung von Beiträgen 1 Kn 
- , Unfall 2 24 
—, Witwerrente 2 25 
—, Zumutbarkeit 2 2 4 

Rentenversicherung der Angestellten 4 57 
58, 59 

5 75 
8 126 

12 190 
—, Anrechnung von Ausfallzeiten 12 190 
—, Arbeitsdienst 8 126 
—, Arbeitsdienst für die weibliche Jugend 8 126 
—, Arbeitslosigkeit 11 174 
—, Ausfallzeit und gleichzeitige Beitragszeit 17 267 
—, Auslandsaufenthalt 17 268 
—, Auslandsaufenthalt vor 1933, Verfolgteneigenschaft 

nur bei Nachweis des konkreten Rückkehrwillens 9 140 
—, Beginn des vorgezogenen Altersruhegeldes, echte 

Arbeitslosigkeit, Verfügbarkeit während eines sta­
tionären Heilverfahrens 11 1 7 * 

—, Beitragserstattungsanspruch 2 26 
—, der Geschiedenen 4 5 8 

X 
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—, Dienst bei der Landespolizei (1935) keine Ersatz­

zeit 17 268 
—, Einstufung 4 58 
—, Eintragung von voraussehbaren Änderungen in 

die Entgeltbescheinigung durch Arbeitgeber . . . 11 174 
—, Ersatzzeit 4 58 

8 126 
—, Fernunterrichtslehrgang 2 26 
—, flexibles Altersruhegeld 12 191 

23 367 
—, freiwillige Versicherung 4 57 
—, maßgebliche Höhe des Arbeitseinkommens . . . . 12 191 
—, medizinische Rehabilitation 12 191 
—, Nachentrichtung 13 K n 
—, Nachentrichtung freiwilliger Beiträge 12 190 
—, Nachversicherung 4 57 
—, Referendarausbildung 23 367 
—, Rücknahme des Nachentrichtungsantrags 12 191 
—, Rückzahlung von Beiträgen nach Gewährung einer 

Regelleistung 11 174 
—, Schulausbildung 12 191 
—, selbständige Erwerbstätigkeit 12 191 
—, Teilzeitarbeitsmarkt für kaufmännische Ange­

stellte 9 140 
—, Übergangsgeld 23 367 
—, Unterbrechung 2 27 
—, Verfügbarkeit 11 174 
—, Verpflichtung des Versicherungsträgers zur Beleh­

rung und Unterrichtung 23 367 
—, Versicherungsfreiheit, Betriebsfortführung . . . . 5 75 
—, Versicherungspflicht eines Tennislehrers 2 26 
—, Versicherungspflicht von freipraktizierenden Ärz­

ten 5 75 
—, verstärkter Grenzaufsichtsdienst kein militärähn­

licher Dienst 11 174 
—, Witwenrente 5 75 

17 267 
—, Witwerrente 2 26 

4 59 
—, Zulassung zur Pflichtversicherung 12 190 
—, Zuschüsse durch BfA 12 190 
—, Zuschußpflicht der BfA 12 191 

Rentenversicherung der Arbeiter 2 Bü 
—, Abfindung des Witwenrentenanspruchs nur bei 

der ersten Wiederverheiratung 8 124 
—, Angabe von zumutbaren Tätigkeiten 20 318 
—, Anspruch auf Kinderzuschuß 12 189 
—, Anspruch auf Witwenrente nach Übersiedlung aus 

der DDR 17 268 
—, Anspruch auf Witwenrente, letzter wirtschaftlicher 

Dauerzustand 8 124 
—, Aufrechnung mit rückständigen Beitragsforderun­

gen bis zur Hälfte des Altersruhegeldes 16 253 
—, Aufrundung von Versicherungszeiten, EWG-Um­

rechnungsvorschriften und nationales Recht . . . . 8 124 
—, Ausschluß von im Ausland lebenden Ausländern 

vom Recht der freiwilligen Weiterversicherung . . 17 269 
—, Berufsförderungsmaßnahmen 11 173 
—, Berufsunfähigkeit 2 27 
—, Berufsunfähigkeit eines selbständigen Handwerks­

meisters 2 27 
—, Betreuungspflicht des Versicherungsträgers . . . . 23 365 
—, Dienstzeiten in der Volkspolizei an fiktive Bei­

tragszeiten 8 124 
—, Dreistufenschema 16 253 
—, erfolgreiche Durchführung von Berufsförderungs­

maßnahmen und Rentenentziehung 7 110 
—, Ersatzzeiten wegen Verschleppung 17 268 
—, fehlende Mitwirkung 17 269 
—, fehlerhafte Auskunft des Versicherungsträgers 

und Erhebung der Verjährungseinrede 7 111 
—, Gewährung einer Zusatzrente für Grenzgänger in 

Berlin 17 269 
—, griechischer Staatsangehöriger 23 365 
—, Grundsätze zur Verweisbarkeit eines "gelernten 

Facharbeiters 7 110 
—, keine Rentenzahlung während Aufenthaltes in der 

DDR 20 318 
—, Kette von Ausfall- oder Ersatzzeittatbeständen . . 11 173 
—, Kinderzuschuß 8 124 
—, Krankengeld 23 366 
—, Kumulierung von Rehabilitationsleistungen . . . . 23 367 
—, Leibrentenanspruch als Unterhaltsanspruch . . . . 17 268 
—, letzter wirtschaftlicher Dauerzustand 17 268 
—, Maßnahmen der Berufsförderung 17 269 
—, Mitwirkung des Standesbeamten als unbedingtes 

Formerfordernis der Eheschließung im Inland . . 11 173 
—, Mitwirkungspflichten 23 366 
—, Rentenanspruch bei Weiterzahlung des Facharbei­

terlohns trotz Leistungshinderung 16 253 
—, Rentenentziehung, Erlangung eines zumutbaren 

Arbeitsplatzes als Änderung in den Verhältnissen 16 253 
—, Rentenherabsetzung zuungunsten des Versicherten 20 318 
—, Rückerstattungsanspruch 23 366 
—, Schonungszeit im Anschluß an eine stationäre 

Heilbehandlung 23 365 
—, sozialrechtlicher Schadensersatzanspruch 23 365 
—, Tätigkeiten im eigenen Haushalt 8 124 
—, Übergangsgeld 23 366 
— und der Angestellten, Beitragsrecht 23 363 
—, Unterschriftserfordernis unter Bescheiden des Ren­

tenversicherungsträgers 11 173 
—, Versicherungsfreiheit von Handwerkern, keine 

Antragspflichtversicherung zwecks (Nach-)Zahlung 
von freiwilligen Beiträgen 16 253 

—, Verweisbarkeit eines Facharbeiters nach erfolg­
reicher Umschulung 16 253 

—, Verweisbarkeit eines gelernten Dachdeckers . . . 7 110 
—, Vorarbeiter mit Vorgesetztenfunktionen 16 253 
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—, Vorhandensein geeigneter Arbeitsplätze bei voll-

schichtiger Tätigkeit 11 173 
—, Witwenrente 23 366 
—, Witwenrente griechischer Staatsangehöriger . . . . 23 365 
—, zumutbare Verweisungstätigkeiten für (angelern­

ten) Facharbeiter 17 269 
—, Zusammenrechnung von deutschen, jugoslawi­

schen und österreichischen Versicherungszeiten . . 8 124 
—, Zuschüsse zur Anschaffung eines Kraftfahrzeugs 

von zwei Leistungsträgern 8 126 
—, Zuschüsse zur Beschaffung eines Pkw 23 367 

Rentenzahlung an Ausländer im Ausland, ausländische 
Arbeitnehmer 5 75 
— bei betrieblicher Versorgungsrente 5 K n 
—, Ruhen der — 2 25 

Rentner, Krankenversicherung der — 20 314 
Rentner-Krankenversicherung bei Pflichtversicherung 

in Mexiko, auf Beitragszuschuß zur — 10 156 
— bei Renten, keine kostenlose — 7 107 

Revision im Urteil des SG enthält zugleich Zulassung 
der Berufung, Sprung- 6 93 

Revisionsverfahren in Kündigungssachen, Beschränkung 
der - 8 114 

Rückgruppierungen durch Änderungskündigung, Per­
sonalrat 13 198 

Rückstellung für Jahresabschlußprüfung 8 K n 
Rückwirkende tarifliche Lohnerhöhung und Berechnung 

des Unterhaltsgeldes, Arbeitsförderung 9 141 
Runderlaß 230/78 der B A 24 369 
Rundfunkanstalt, Musikbearbeiter als freier Mitarbeiter 

einer — 8 121 

S 

Sacbbezugsverordnung 1978 3 39 
Sachbezugswerte, Kantinenmahlzeit 9 K n 

—, Weihnachtspäckchen 23 368 
Sachzuwendungen, umsatzsteuerliche Behandlung von 

— „ 8 128 
— und sonstige Leistungen an Arbeitnehmer, um­

satzsteuerliche Behandlung von — 6 95 
Schichtzulagen 4 53 
Schlechtwettergeld 4 60 
Schlechtwettergeldanzeige, unverzügliche Erstattung 

der — 9 142 
Schlechtwettergeldleistungen, Rückforderung von — . . 2 28 
Schulung für die Betriebsratsarbeit 5 66 
Schulungskosten, wegen Erstattung von — 2 21 
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, Betriebsrats­

mitglieder auf Vergütung der Reisezeit zu — 5 67 
Schwarzarbeit 21 K n 
Schwerbehinderte, Altersgrenze für — herabgesetzt . . 18 K n 

—, Anrechnung des vorgezogenen Altersruhegeldes . 20 310 
—, Beschaffung von Arbeitsplätzen für — 3 K n 
— in den Ruhestand, Zustimmung der Hauptfür­

sorgestelle bei Versetzung eines — 15 230 
—, Kündigung eines — . . . 20 310 
—, Kündigungsschutz 8 120 

18 288 
—, Sonderprogramm für — 12 K n 
—, unentgeltliche Beförderung 20 K n 
—, Verfahrensart für gerichtliche Geltendmachung 

des Ersatzes von Schulungskosten für Vertrauens­
mann der — 9 135 

— vor der behördlichen Feststeilung der Schwer­
behinderteneigenschaft, Kündigungsschutz für — . 15 230 

Schwerbehinderteneigenschaft, Anträge auf Feststel­
lung 18 K n 

Schwerbehindertengesetz und ärztliche Begutachtung . 14 K n 
Schwerbehindertenprogramm, zweites — 17 K n 
Schwerbehindertenrecht, Probezeit und Kündigungs­

fristen — 11 167 
Schwerbeschädigte Hausfrau, Berufsschadensausgleich 

für — 5 76 
—, Kündigungsschutzprozeß 8 115 

624-DM-Gesetz 21 K n 
Silikose, Vermutung des ursächlichen Zusammenhangs 

zwischen Todeseintritt und Berufskrankheit 11 172 
Soldatenversorgung 14 222 

—, Pflegezulage 13 205 
—, Versorgungsschutz 14 222 
—, Wachdienst eines Angehörigen der Waffen-SS . . 13 206 

Sonderausgaben, Arbeitgeberbeiträge 13 207 
—, Bausparbeiträge 4 64 
—, Besuch einer Fachhochschule 23 368 
—, Spenden 20 320 

23 K n 
Sonderurlaub 22 Bü 
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Sonntagsarbeit, Zuschläge für — 20 319 
Sozialbeirat zu den Rentenplänen 1978, keine Einigung 

im — 8 Kn 
Soziale Auswahl, Leistungsgesichtspunkte bei der — . . 4 49 
Soziales 6 Bü 
Sozialgerichtsgesetz 5 Bü 
Sozialgerichtsverfahren, Anerkenntnis des Beklagten . 4 59 

—, Beibringung der Zustimmungserklärung des Geg­
ners zur Sprungrevision 15 237 

—, Berichtigung von offenbaren Unrichtigkeiten im 
vorinstanzlichen Urteil 15 237 

—, bestimmte Anträge in der Revisionsbegründung . 4 59 
—, Ersatzzustellung 4 59 
—, Gegenstandswerte 4 59 
—, notwendige Beiladung 4 60 
—, Rechtsmittelbelehrung 4 59 
—, unrichtige Angabe der Hausnummer des Gerichts­

gebäudes in der Rechtsmittelbelehrung 15 237 
—, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 15 237 
—, Witwenrente für abgelaufenen Zeitraum 15 237 

Sozialgesetzbuch 2 Bü 
3 Bü 

14 Bü 
16 Bü 

Sozialgesetzbuch SGB X (Verfahren) 12 Kn 
Sozialleistungsträger, vorbeugender Rechtsschutz gegen 

befürchteten Konkursantrag eines — 10 157 
Sozialpläne im Konkurs, Abfindungen 1 7 

— nach dem Betriebsverfassungsgesetz, Rückstellun­
gen für — 10 Bn 

Sozialplanpflichtigkeit 18 280 
Sozialrecht 14 Bü 

17 Bü 
Sozialversicherung 1 9 

15 Bü 
— ausländischer Arbeitnehmer 19 Kn 
—, Datenschutz im Personalwesen der — 6 86 
—, freiwillige Beiträge 11 Kn 
—, österreichische 4 53 
— zum 1. Januar 1979, Änderungen im Beitragsrecht 

der — (Schluß) 24 377 
Sozialversicherungsbeiträge durch den Arbeitnehmer, 

Erstattung vom Arbeitgeber abgeführter — 9 136 
— für Gewinnanteile 10 156 
— nach dem tatsächlich zugeflossenen Arbeitsentgelt, 

Berechnung der — 16 250 
Sozialversicherungspflicht, Beschäftigte in Behinderten­

werkstätten 20 317 
Sozialversicherungsrechtliche Behandlung, Direktver­

sicherung 5 73 
Sozialversicherungsschutz bei Erkrankung des Arbeit­

nehmers vor der ersten Arbeitsaufnahme 5 68 
Sozialversicherungsträger, Maßnahmen zur Gefahrab­

wendung * 16 249 
—, obliegende Geheimhaltungspflicht bei Interessen­

kollisionen, Durchbrechung der den — 16 248 
—, Schweigepflicht 16 248 

Sparförderung, vorzeitige Vergütung bei Arbeitslosig­
keit 2 29 

Sperrzeit, Arbeitsförderungsgesetz 7 106 
Spielbankabgabe 10 Bn 

St 

Staatshaftungsrecht 17 Bü 
Statusklage, Feststellung, daß ein Arbeitsverhältnis be­

steht, Zulässigkeit einer — 9 135 
Stechkarte, fristlose Entlassung wegen unberechtigten 

Mitstempelns einer — 7 98 
Steuerberater 9 Bü 

10 Bü 
Steuerdienst 4 Bü 
Steuerentlastung und Investitionsförderung, Gesetz zur ^ ^ 
Steuerermäßigung, Lohnsteuerverfahren 22 352 

— wegen außergewöhnlicher Belastung 22 349 
Steuererlasse 13 B u 

Steuerfreie Einnahmen, Jubiläumszuwendungen . . . . 10 159 
Steuergesetze 5 Bü 
Steuerhinterziehung -, 24 Bü 
Steuerklasse für berufstätige Ehepaare 2 Kn 
Steuerklassenwahl für Arbeitnehmer-Ehegatten . . . . 6 94 
Steuerlexikon 9 Bü 
Steuern, Abtretung, Verpfändung und Pfändung, Er­

stattung und Vergütung von — * 4 61 
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Steuerpflicht der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags­

und Nachtarbeit 20 
Steuerpräferenzen 9 
Steuerrecht 4 

9 
—, Bescheinigung nach § 14 b BerlinFG 1 
—, Lebensversicherungen 2 
—, Sparbeiträge bei Arbeitslosigkeit l 
—, Überlassung von Fahrzeugen 1 
—, vermögenswirksame Lebensversicherungsverträge 2 

Steuerrechtsprechung 6 
8 

Steuerstrafrecht 17 
Steuerverfehrungen 3 

6 
20 

Strafbestimmung beim Datenschutz 7 
Streik 23 
Streitwert bei Eingruppierungsrechtsstreitigkeiten . . . 2 
Studentische Krankenversicherung 7 
SV-Beiträge, unterlassene Abführung 13 

T 

Tantiemenanspruch eines Arbeitnehmers 19 
Tarifliche Ausschlußfristen 4 

— Ausschlußfristen für Ansprüche eines Arbeitneh­
mers gegen einen Arbeitskollegen 4 

—, Regelung von Kinderzuschlägen 6 
—, Sonderzuwendung „bei Krankheit während des 

ganzen Kalenderjahres 16 
Tarifliebes Urlaubsgeld für Auszubildende 6 
Tarifrecht, Altersgrenze für Arbeitsverhältnis 4 

—, Ausgleichsbetrag für nicht gewährten Landgang 
eines Seemanns 10 

—, Erstattungsanspruch 10 
—, Zulässigkeit einer tariflichen Verweisung auf Re­

gelungen über Kinderzuschläge für Bundesbedien­
stete 10 

Tarifurlaub bei hohen Fehlzeiten, Kürzung des — . . . 8 
— zum Zweck der Haushaltführung, Haushaltshilfe 

bei Möglichkeit der Inanspruchnahme von — . . . 9 
Tarifverträge, bessere Arbeitsbedingungen durch — . . 19 

— für arbeitnehmerähnliche Personen 16 
— für Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats, zur 

Sperrwirkung eines nachwirkenden — 6 
— über Rationalisierungsschutz 17 
— vereinbart, Bildungsurlaub für Arbeitnehmer be­

reits in mehr als 200 — 7 
—, verfassungsrechtliche Grundlagen der Allgemein­

verbindlicherklärung von — 23 
Tarifvertragssystem 9 
Tatsächliche Beschäftigung, Anspruch des Arbeitneh­

mers auf — 7 
10 

Telefongespräche als Werbungskosten, private 11 
Treuhänder 10 
Treuhand-Erlaß 19 
Treuhandwesen 11 

ü 

Überbrückungsgeld 15 
Ubergangsgeld 16 

—, Berücksichtigung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
bei der Berechnung des — 2 

— für selbständigen Handelsvertreter 19 
Umlage der Versicherungsträger 5 
Umsatzbesteuerung 4 
Umsatzsteuer 2 

8 
9 

12 
— bei Sachzuwendungen 5 
—, gleichzeitiger Wechsel aller Gesellschafter bei 

Kapital- und Personengesellschaften 8 
—, Vermittlungsleistungen oder Eigenhandel beim 

Verkauf von gebrauchten Kraftfahrzeugen . . . . 8 
— vom 1. Januar 1978 an, Erhöhung der — 5 

Umsatzsteuererhöhung auf die Steuer und Entgelt­
berechnung, Auswirkungen der — 5 

Umsatzsteuergesetz 5 
14 

Umsatzsteuerliche Behandlung der Zuschüsse nach dem 
Zweiten und Dritten Verstromungsgesetz 6 
— von Sachzuwendungen und sonstige Leistungen an 

Arbeitnehmer 6 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit und Kündigung . . . 19 

319 
Bü 
Bü 
Bü 
Bn 
30 

Bn 
Bn 
30 

Bü 
Bü 
Bü 
Bü 
Bü 
Bü 
101 
Bü 
21 

107 
207 

294 
52 
52 
86 

244 
85 
52 

153 
152 

153 
122 
138 
Kn 
245 
85 

262 

Kn 
353 
131 

101 
149 
Kn 
Bü 
Bn 
Bü 

236 
249 
28 

301 
72 

Kn 
Bü 
126 
Bü 
Bü 
Bn 

126 
127 
Bn 

Bn 
Bü 
Bü 
Bü 

96 
95 

290 
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Unfall, alkoholbedingter Leistungsabfall als Ursache 

des — 11 171 
— auf dem Weg zur Bank 11 Kn 
— bei betrieblicher Tätigkeit 15 233 
— während des Jahresurlaubs, Versorgungsschutz bei 

einem — 2 24 
Unfallentschädigung bei Uberfall auf dem Heimweg aus 

persönlichen Motiven 11 172 
Unfallrente bei altersbedingtem Ausscheiden aus dem 

Erwerbsleben, keine Herabsetzung der — 16 250 
—, Verjährung 20 317 
—, Zwang zum Berufswechsel, Gleichwertigkeit der 

neuen Tätigkeit 7 110 
Unfallschaden als Werbungskosten 6 Kn 
Unfallschutz bei gemischten Tätigkeiten oder gemisch­

ten Wegen 11 171 
— und Unterbrechung des Schulweges, Schüler . . . 11 171 

Unfallversicherung 20 317 
22 345 

—, alkoholbedingte (relative) Verkehrsuntüchtigkeit . 16 252 
—, Anhörung des Betroffenen vor (niedrigerer) Erst­

feststellung der Dauerrente 16 252 
—, Arbeitsschutz 12 187 
—, Arbeitsunfall während eines Klinikaufenthaltes . 22 348 
—, ASiG 12 188 
— auf dem Weg von der Wohnung der Schwieger­

eltern zur eigenen Wohnung 16 252 
—, Begleitung eines Kindes zum Zahnarzt als land­

wirtschaftliche Haushaltstätigkeit 16 252 
—, Blutalkoholkonzentration 20 317 

21 333 
—, Einbau eines Treppenlifts 21 333 
—, Ersatz eines Sachschadens 1 12 
—, Familienwohnung 5 74 
—, Gelegenheitsursache 16 251 
—, gesetzliche 22 345 
—, Hauterkrankung, Berufsaufgabe 5 74 
—, Holen der Zahnprothese 5 74 
—, Jahresarbeitsverdienst 1 13 
—, kein Anspruch auf wiederaufgelebte Witwenrente 

nach Wiederverheiratung in Oberschlesien 16 252 
—, Recht der Europäischen Gemeinschaften 22 349 
—, Schulweg 1 13 
—, Weg zur Arbeitsstätte 1 13 
—, Wegeunfall 2 Kn 
—, zufälliges Zusammentreffen von Heimweg und 

privater Verletzung 16 251 
—, Zusammenwirken der Träger der — 12 187 

Unfallversicherungsschutz auf dem Weg von der Woh­
nung der Schwiegermutter 20 317 
— auf dem Wege zur Werkambulanz zwecks Behand­

lung eines unfallunabhängigen Leidens 7 108 
—, Bau eines Familienheims, Bauarbeiten im Rah­

men der Selbsthilfe 7 109 
— beim Bäumebeschneiden im Schrebergarten (Klein­

garten) 7 109 
—, Gassi-Gehen des Vermieters mit dem Hund seines 

Mieters 11 172 
—, Rückfahrt von einem Besuch der Verlobten ohne 

— 7 109 
—, Verletztenrente 7 110 
—, Zwang zum Berufswechsel, Gleichwertigkeit der 

neuen Tätigkeit 7 110 
Unterhaltsgeld, Abbruch einer Maßnahme der beruf­

lichen Bildung aus wichtigem Grund und Rückforde­
rung von — 9 141 
—, Arbeitsförderung 7 105 

Unterhaltszahlungen von Gastarbeitern an Angehörige 
im Ausland 21 334 

Unternehmenseigentum und Mitbestimmungsgesetz 9 132 
Unternehmenspolitik, Mitbestimmung 4 Bü 
Unternehmenssteuerrecht 12 Bü 
Unternehmensverfassung 17 Bü 
Unternehmungsbewertung 9 Bü 
Unzulässigkeit der Berufung 15 237 
Urlaub, Fälligkeitstermin 21 324 

—, Übertragung nicht verbrachten — 21 324 
—, Urlaubszeitraum 21 324 

Urlaubsanspruch wegen Rechtsmißbrauchs, Wegfall des 
— 4 53 

Urlaubsentgelt im Konkurs 2 20 
—, Lohnzuschläge bei der Berechnung des — 2 20 

Urlaubsgeld für Auszubildende, tarifliches — 6 85 
Urlaubsrecht 12 186 

V 

Veranlagung 4 64 
—, Ehegatten 5 Kn 
— von Arbeitnehmern 15 238 

Verfahrensrecht, Anhörung des Beteiligten vor Erlaß 
eines belastenden Verwaltungsaktes 6 92 
—, Anrufung des Gemeinsamen Senats 21 334 
—, Berufungsschrift 21 328 
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—, Beschlußverfahren zur Frage der Selbständigkeit 

von zwei Betrieben 21 328 
—, Betriebsrat 2 21 
—, Eingruppierungsrechtsstreitigkeiten* 2 21 
—, Einspruch gegen ein Versäumnisurteil 21 328 
—, Familienkrankenhilfe und Unternehmereigen­

schaft 6 93 
—, Klagerücknahme 21 334 
—, Nebeneinander von Widerspruchsverfahren und 

Klage 6 93 
—, Nichtzulassungsbeschwerde 21 333 
—, Prozeßunfähigkeit - 21 334 
—, Rechtsmittelbelehrung 13 206 
—, Revision bei offensichtlich falsch festgesetztem 

Streitwert 21 328 
—, Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist . . 21 328 
—, Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör 

bei Verweigerung der Überlassung der Gerichts­
akten in das Rechtsanwaltsbüro 6 92 

—, Versagung des rechtlichen Gehörs und Revisions­
zulassung 21 334 

—, Wiedereinsetzung § 67 Abs. 1 SGG 21 333 
—, Zeugenvernehmung 2 21 
— zu den Anträgen auf Zustimmung zur außer­

ordentlichen Kündigung eines Betriebsratsmit­
glieds 21 328 

Verfassung und Aussperrung 22 337 
Vergütung für höherwertige Tätigkeit als im Arbeits­

vertrag vereinbart 16 246 
Verhaltensbedingte Kündigungen, Abfindung bei Per­

sonen- und — 18 280 
Verjährung, Unfallrente 20 317 
Verkehrsteuern 9 Bü 
Verkehrsunfallkosten bei Verstoß gegen die Verkehrs­

vorschriften 9 Kn 
Verletztenrente, Zeitpunkt des Wiederauflebens der — 7 110 
Verletzung von Arbeitskollegen, Haftungsausschluß bei 

— 19 292 
Vermietung und Verpachtung, Einkünfte aus — . . . . 21 332 
Vermittlungschancen 22 Kn 
Vermögensteuer 8 126 

—, Vorauszahlungen 8 * 126 
Vermögensteuergesetz 13 Bü 
Vermögensteuer-Praxis 9 Bü 
Vermögenswirksame Leistungen in der Bekleidungs­

industrie bei Kurzarbeit, Anspruch auf — 10 152 
Verpfändung und Pfändung, Erstattung und Vergütung 

von Steuern, Abtretung 4 61 
Verschwiegenheitspflicht in Formulararbeitsverträgen . 21 322 
Versicherungsbedingungen, Aushändigung 9 Kn 
Versicherungsfreiheit, Betriebsfortführung 5 75 

— von geringfügigen Beschäftigungen 2 22 
Versicherungspflicht 12 189 

— bei Aushilfsarbeiten 22 Kn 
— eines Rehabilitanden zur gesetzlichen RV und K V 10 156 
— in der Krankenversicherung der Rentner ab 1. Juli 

1978 13 200 
—, Krankenversicherung 13 204 
—, Personenkreis 13 200 
— von freipraktizierenden Ärzten 5 75 

Versicherungspflichtgrenze der Krankenversicherung . 24 377 
Versicherungsrechtliche Beurteilung ausländischer Stu­

denten 5 72 
— Einzelfragen, aktuelle — 5 72 

Versicherungsschutz bei einem Gefälligkeitsdienst auf 
Grund verwandtschaftlicher Beziehungen 16 251 

Versicherungsträger, Umlage der — 5 72 
Versorgungsanwartschaften bei wirtschaftlicher Notlage 

des Unternehmens, Kürzung von — 15 228 
—, Konkursvorrang von — 15 229 
—, Unverfallbarkeit von — 3 37 

Versorgungsberechtigte, Wartezeiten 3 36 
Versorgungsfall, vorzeitiges Ausscheiden aus dem Ar­

beitsverhältnis 3 37 
Versorgungsleistungen einer Unterstützungskasse, Wi­

derruf von — 15 228 
—, Kürzung oder Einsteilung von — 4 51 
—, Verlust des Arbeitsplatzes ohne verständigen 

Grund, zeitliche Begrenzung der Einbuße an — . . 6 91 
Versorgungsregelungen, Gleichbehandlungsgrundsatz 15 229 
Versorgungsrente, Rentenzahlungen bei betrieblicher . 5 Kn 
Versorgungsschutz bei der Mitfahrt mit einem absolut 

fahruntüchtigen Kameraden 6 92 
— bei der Reinigung und Explosion einer Feldflasche 

im häuslichen Bereich 6 92 
— bei einem Unfall während des Jahresurlaubs . . . 2 24 
—, Soldatenversorgung 14 222 
—, Wegeunfall 14 222 
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Versorgungszusage, Auslegung einer Spannenklausel in 

einer — 17 
—, Gesamtbetriebsrat für die Mitbestimmung bei — 5 
—, Haftung des Betriebserwerbers für — 4 
—, Widerruf — 4 

Versteuerung von Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit 24 

Vertragsstrafen in Vorbereitungsverträgen mit Entwick­
lungshelfern 7 

Vertrauensmann der Schwerbehinderten, Verfahrensart 
für gerichtliche Geltendmachung des Ersatzes von 
Schulungskosten für — 9 

Vertrauensvolle Zusammenarbeit 16 
Vertretungsmacht des Betriebsrats 5 

— des persönlich haftenden Gesellschafters einer 
OHG oder K G , Mißbrauch der — 17 

Verwaltungsverfahrensgesetz 5 
Verwarnung, Anspruch eines Arbeitnehmers auf Rück­

nahme einer — 19 
— im Arbeitsverhältnis, Abmahnung, Ermahnung 

und — 14 
Verweisungsbeschluß 2 
Verweisungstätigkeiten 17 
Volkswirtschaftslehre 12 
Vollwaise 15 
Vorabausschüttung 5 
Vorgezogenes Altersruhegeld Schwerbehinderter, An­

rechnung des — 20 
Vorratsvermögen 14 

W 

Wählbarkeitsvoraussetzungen, Betriebszugehörigkeit 11 
Wahlordnungen zum Mitbestimmungsgesetz 3 
Waisenrente über das 25. Lebensjahr hinaus, Anspruch 

auf — 17 
Wanderversicherungen 13 
Wartefrist des § 1 Abs. 1 KSchG 18 
Wartezeit, Ausgleichszahlungen nach dem Z V A L G . . . 19 
Wegeunfall 11 

15 
—, Holen der Zahnprothese 5 
—, Schulweg 1 
—, unbillige Härte bei der Berechnung des Uber­

gangsgeldes nach der Ausbildungsvergütung (Lehr­
geld) 11 

—, Unfallversicherung 2 
—, Unfallversicherungsschutz auf dem Wege zur 

Werkambulanz zwecks Behandlung eines unfall­
unabhängigen Leidens 7 

—, Verrichten der Notdurft abseits der Arbeitsstelle, 
Übersteigen einer geschlossenen Bahnschranke 
und selbstgeschaffene Gefahr 7 

—, Versorgungsschutz 14 
—, Weg zur Arbeitsstätte 1 

Wehrdienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit, Anrech­
nung der — 9 

Weihnachtsgratifikation, Notariatsverweser, Anspruch 
der Angestellten auf — 9 

Weiterbeschäftigungsanspruch 18 
— als Korrektiv 12 

Weiterbeschäftigungsurteil des BAG vom 26. 5. 1977, 
Anmerkung zum — 18 

Weiterbildung, betriebliche 22 
Weiterversicherung 17 
Werbungskosten, Arbeitsmittel und AfA 10 

20 
—, außergewöhnliche Belastung, Aufwendungen für 

eine Hausgehilfin 10 
—, Besuch einer Fachhochschule 23 
—, doppelte Haushaltsführung 4 
—, Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte . . 13 
—, Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

eines Körperbehinderten 10 

263 
65 
51 
51 

103 

135 
242 
66 

264 
Bü 

295 
212 
21 

269 
Bü 
235 
Kn 

310 
Bü 

168 
Bü 

265 
Kn 
276 
298 
171 
234 
74 
13 

172 
Kn 

108 

108 
222 
13 

137 

136 
276 
179 

287 
Kn 
269 
159 
320 
159 
368 
63 

207 

159 
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—, häusliche Arbeitnehmer eines Gerichtsreferendars 10 Bn 
—, Pkw-Kosten 20 320 
—, Telefongespräche 13 207 
—, Unfall mit Pkw 10 159 
—, Unfallschaden als — 6 Kn 

23 368 
Wettbewerbsverbot, Karenzentschädigung, bedingte . . 14 216 

—, Lossagung von einem — 20 309 
Wettbewerbsvereinbarungen, Karenzentschädigung • • 14 215 

—, Vorleistungspflicht des früheren Arbeitnehmers . . 14 215 
Widerruf eines automatischen Liquidationsrechts für 

Leitende Krankenhausärzte 17 263 
Widerspruch des Arbeitnehmers bei Betriebsveräuße­

rung, zur Rechtsentwicklung des — 8 K n 
— gegen den Ubergang des Arbeitsverhältnisses bei 

einem Betriebsinhaberwechsel 7 103 
Widerspruchsverfahren und Klage, Nebeneinander von 

— 6 93 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäu­

mung der Berufungsfrist infolge Verzögerung der 
Briefbeförderung 9 135 
—, Versäumung der Revisionsfrist/Beschwerdefrist . . 13 207 

Wiedereinstellung nach Teilnahme an einem Fortbil-
dungs- oder Umschulungslehrgang, Anspruch des 
Arbeitnehmers auf — 9 137 

Winterbau 15 234 
Winterbauförderung, Umlagepflicht eines Baubetriebes 

nach § 186 a AFG, produktive — 9 142 
Winterbau-Investitionen 19 K n 
Winterbau-Umlage und Nebenforderungen, Konkurs­

vorrecht für die Forderung der Bundesanstalt auf 
rückständige — 19 299 

Wintergeld ? 105 
Wirtschaftskriminalität 20 Bü 

— für deutsche Bauarbeiter auch im Ausland . . . . 17 K n 
Wirtschaftspresse 6 Bü 
Witwe, Abfindungszahlungen an — 5 K n 
Witwenrente * 58 

17 268 
—, Anrechnung von Unterhaltsansprüchen 2 27 
—, Ersatzzeit 1? 267 
—, Geschiedenen- 2 25 

5 75 
—, griechischer Staatsangehöriger 23 365 
— nach Auflösung der zweiten Ehe 17 267 
— und Unterhaltsverzicht, wiederaufgelebte 23 366 

Witwenrentenanspruch 8 125 
Witwerrente 2 26 

8 125 
—, doppelte Haushaltsführung und — 4 59 
— und Unterhaltsbeitrag 2 25 

Z 

Zahlung von Krankenversicherungsbeiträgen 16 249 
Zahnprothese, Erstattung der vollen Kosten für eine — 19 301 
Zeugenvernehmung 2 21 
Zeugnismuster l B ü 

Zivildienstleistender l 9 
Zulage zur Berechnung der Jahressondervergütung in 

der Ziegelindustrie 6 86 
Zumutbare Beschäftigung, Arbeitsförderungsgesetz . . 24 374 

—, Beschäftigungskrise und — 24 369 
—, Sozialstaatsprinzip 24 373 

Zumutbarkeit einer Erwerbstätigkeit 2 24 
Zusatzrente I 7 269 
Zuschüsse zur Anschaffung eines Kraftfahrzeugs von 

zwei Leistungsträgern 8 126 
Zustimmungsbedürftigkeit von Kündigungen, Anforde­

rungen an eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat über die — 16 246 

Zustimmungserfordernisse, Kündigungsrecht 8 118 
Zwischenbeschäftigung, Arbeitsförderungsgesetz . . . . 7 106 
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II. Rechtsprechungsverzeichnis 
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1. Bundesarbeitsgericht 

2. Bundessozialgericht 

3. Bundesfinanzhof 

1. Bundesarbeitsgericht 
Urteil V . 20. 1. 1977 — 3 AZR 523/75 1 7 
Urteil V . 9. 2. 1977 — 5 AZR 2/76 2 18 
Urteil V . 14. 2. 1977 — 1 AZR 76/76 22 343 
Urteil V . 23. 2. 1977 — 3 AZR 149/76 1 7 
Urteil V . 24. 3. 1977 — 2 AZR 289/76 5 65 
Beschl. V . 29. 3. 1977 — 1 ABR 124/74 1 6 
Urteil V . 6. 4. 1977 — 4 AZR 721/75 2 19 
Urteil V . 21. 4. 1977 — 2 AZR 125/76 4 52 
Urteil V . 27. 4. 1977 — 5 AZR 129/76 1 7 
Urteil V . 28. 4. 1977 — 3 AZR 300/76 4 51 
Urteil V . 4. 5. 1977 — 4 AZR 10/76 2 19 
Urteü V . 4. 5. 1977 — 4 AZR 755/75 2 21 
Urteil V . 4 . 5. 1977 — 4 AZR 755/75 2 22 
Urteil V . 4. 5. 1977 — 4 AZR 755/75 4 53 
Urteil V . 4. 5. 1977 — 5 AZR 151/76 2 20 
Urteil V . 4. 5. 1977 — 5 AZR 187/76 4 52 
Beschl. V . 5. 5. 1977 — 3 ABR 24/76 5 65 
Beschl. V . 5 . 5. 1977 — 3 ABR 34/76 4 51 
Urteü V . 5. 5. 1977 — 2 AZR 297/76 9 134 
Urteil V . 6. 5. 1977 — 2 AZR 148/76 2 21 
Urteil V . 18. 5. 1977 — 3 AZR 263/76 1 7 
Urteil V . 18. 5. 1977 — 3 AZR 371/76 4 51 
Beschl. V . 25. 5. 1977 — 5 AZR 96/76 — 5 AZR 743/75 . . . . 1 7 
Urteü V . 26. 5. 1977 — 2 AZR 135/76 5 65 
Urteil V . 26. 5. 1977 — 2 AZR 201/76 6 84 
Urteü V . 26. 5. 1977 — 2 AZR 201/76 8 122 
Urteil V . 26. 5. 1977 — 2 AZR 632/76 8 123 
Urteü V . 26. 5. 1977 — 2 AZR 632/76 7 101 
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Hier bleibt zu e r w ä h n e n , d a ß für die G e w ä h r u n g der F r e i b e t r ä g e 
nur Kinder i. S. des § 32 E S t G , also leibliche Kinder, Adoptiv-, 
Stief- und Pflegekinder b e r ü c k s i c h t i g t werden. Ais zum Haus­
halt Z u g e h ö r i g e werden solche Personen bezeichnet, die bei 
einheitlicher W i r t s c h a f t s f ü h r u n g unter Leitung des Antragstel­
lers dessen Wohnung teilen. Sie k ö n n e n sich auch mit seiner 
Einwill igung zu Ausbildungszwecken a u ß e r h a l b seiner Woh­
nung aufhalten. 

Der Freibetrag ist auch zu g e w ä h r e n , wenn der Steuerpflichtige 
oder sein nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte in einem 
Heim oder dauernd zur Pflege untergebracht ist und die Auf­
wendungen aus diesem A n l a ß mit denen einer Hausgehilfin 
oder Haushaltshilfe vergleichbar sind. Der Antragsteller oder 
sein nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte m ü s s e n in diesen 
F ä l l e n das 60. Lebensjahr vollendet haben. 

Eine S t e u e r e r m ä ß i g u n g für mehr als eine Hausgehilfin oder 
Haushaltshilfe ist zu g e w ä h r e n , wenn zum Haushalt mindestens 
fünf Kinder g e h ö r e n , die das 18. Lebensjahr noch nicht vollen­
det haben. 

3.4 Gemeinsame Vorschriften 

Die unter den Tz. 3.1 bis 3.3 dargestellten S t e u e r v e r g ü n s t i g u n ­
gen e r m ä ß i g e n sich u m je ein Z w ö l f t e l für jeden Kalendermo­
nat, in dem die notwendigen Voraussetzungen nicht vorgelegen 
haben. 

4. F l ü c h t l i n g s f r e i b e t r a g 

Nach den S c h l u ß v o r s c h r i f t e n des § 52 Ziff. 21 E S t G gelten die 
im Einkommensteuergesetz 1953 (§§ 33 a, 41 EStG) a u f g e f ü h r t e n 
F r e i b e t r ä g e für Vertriebene, Heimatvertriebene, Sowjetzonen­
f l ü c h t l i n g e , T o t a l g e s c h ä d i g t e und diesen gleichgestellte Perso­
nen, z. B . S p ä t a u s s i e d l e r , weiterhin 1 7). 

Hiernach erhalten einen steuerfreien Pauschbetrag 

— von 540,— D M Arbeitnehmer der Steuerklasse I 

— von 720,— D M Arbeitnehmer der Steuerklassen II, III oder 
IV ohne Kinder 

— von 840,— D M Arbeitnehmer der Steuerklassen II, III oder 
IV mit einem oder zwei Kindern. F ü r jedes weitere K i n d 
e r h ö h t sich der Freibetrag u m 60,— D M . 

Der Freibetrag ist für das Kalenderjahr zu g e w ä h r e n , in dem die 
Voraussetzungen für die G e w ä h r u n g eingetreten sind und für 
die beiden folgenden Kalenderjahre. 

5. F r e i b e t r ä g e für K ö r p e r b e h i n d e r t e und Hinterbliebene 

5.1 K ö r p e r b e h i n d e r t e 

Z u den typisierenden Regelungen im Rahmen der S t e u e r e r m ä ­
ß i g u n g wegen a u ß e r g e w ö h n l i c h e r Belastung sind auch die steu­
erfreien P a u s c h b e t r ä g e für K ö r p e r b e h i n d e r t e und Hinterbliebe­
ne zu rechnen. Nach § 33 b E S t G erhalten K ö r p e r b e h i n d e r t e 
wegen der a u ß e r g e w ö h n l i c h e n Belastungen durch ihre Behin­
derung einen steuerfreien Pauschbetrag, der sich nach der M i n ­
derung der E r w e r b s f ä h i g k e i t richtet. Zur Zeit gelten folgende 
Pausen betrage: 

Bei einer Minderung der 
E r w e r b s f ä h i g k e i t u m D M 

25 bis 34% 600,— 

35 bis 44% 840 — 

45 bis 54% 1110,— 

55 bis 64% 1410 — 

65 bis 74% 1740 — 

75 bis 84% 2070 — 

85 bis 90% 2400 — 

91 bis 100% 2760— 

Blinde und K ö r p e r b e h i n d e r t e , die s t ä n d i g hilflos sind und nicht 
ohne fremde Hilfe auskommen k ö n n e n , erhalten einen e r h ö h t e n 
Freibetrag von 7200 — D M . 

Die P a u s c h b e t r ä g e sind J a h r e s b e t r ä g e , die keiner K ü r z u n g un­
terliegen, selbst wenn sich die Voraussetzungen im Jahr ä n d e r n . 

Die Pauschbetrage erhalten: 

a) K ö r p e r b e h i n d e r t e , deren Minderung der E r w e r b s f ä h i g k e i t 
auf mindestens 25% festgestellt worden ist und denen des-
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halb nach gesetzlichen Vorschriften Rente oder andere lau­
fende B e z ü g e zustehen, und zwar auch dann, wenn das Ren­
tenrecht durch eine Kapitalabfindung abgegolten wurde. Die 
K ö r p e r b e h i n d e r u n g m u ß zu einer erkennbaren, dauernden 
Einengung der Beweglichkeit g e f ü h r t haben oder auf einer 
Berufskrankheit beruhen. 

b) K ö r p e r b e h i n d e r t e , deren Erwerbsminderung auf minde­
stens 50% festgestellt worden ist. 

Der Grad der Erwerbsminderung ist durch einen amtlichen 
Rentenbescheid nachzuweisen. 

Der Freibetrag ist von dem Kalenderjahr an zu g e w ä h r e n , in 
dem der Antrag gestellt wurde. Mit dem Pauschbetrag sind alle 
typischen Mehraufwendungen abgegolten. A u ß e r o r d e n t l i c h e 
Krankheitskosten k ö n n e n neben den P a u s c h b e t r ä g e n g e w ä h r t 
werden 1 8 ) . 

K ö r p e r b e h i n d e r t e , deren E r w e r b s f ä h i g k e i t um mindestens 80% 
gemindert ist, k ö n n e n Kraftfahrzeugkosten in angemessenem 
Rahmen als a u ß e r g e w ö h n l i c h e Belastung nach § 33 E S t G neben 
den e r w ä h n t e n P a u s c h b e t r ä g e n geltend machen. Das gilt auch 
für K ö r p e r b e h i n d e r t e , deren Erwerbsminderung mindestens 
70% b e t r ä g t und die d a r ü b e r hinaus an einer Geh- und Stehbe­
hinderung leiden. Bei Benutzung des eigenen P K W wird eine 
Jahresleistung von 3000 K M bei einem KM-Satz von 0,32 D M , 
also ein Aufwand von 960,— D M unterstellt. Die Anschaffungs­
kosten für ein Fahrzeug werden jedoch auch bei S c h w e r b e s c h ä ­
digten nicht als a u ß e r g e w ö h n l i c h e Belastung anerkannt. 

Steht der Pauschbetrag für K ö r p e r b e h i n d e r t e dem nicht dau­
ernd getrennt lebenden Ehegatten oder einem beim Steuer­
pflichtigen zu b e r ü c k s i c h t i g e n d e n K i n d zu, so kann er auf den 
Steuerpflichtigen ü b e r t r a g e n werden. Die Ü b e r t r a g u n g ist dann 
m ö g l i c h , wenn das K i n d den Freibetrag nicht in Anspruch 
nimmt, aber u n b e s c h r ä n k t steuerpflichtig ist. ' 

5.2 Hinterbl iebene 1 

Personen, denen laufende H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e bewilligt J 
worden sind, erhalten unter den nachfolgenden Voraussetzun- ;$ 
gen einen Freibetrag von 720,— D M . I 

Wenn die H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e geleistet werden: | 

— nach dem Bundesversorgungsgesetz oder einem Gesetz, das t 
die Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes für ent- $ 
sprechend anwendbar erklärt -

— nach den Vorschriften ü b e r die gesetzliche U n f a l l v e r s i c h ê -
rung 

— nach beamtenrechtlichen Vorschriften an Hinterbliebene ei- Ì 
nes an den Folgen eines Dienstunfalls verstorbenen 5 
Beamten y 

— nach den Vorschriften des B u n d e s e n t s c h ä d i g u n g s g e s e t z e s h 
ü b e r die E n t s c h ä d i g u n g für S c h ä d e n an Leben, K ö r p e r oder | 
Gesundheit. | 

Der Pauschbetrag ist auch zu g e w ä h r e n , wenn das Recht auf die I 
vorstehenden B e z ü g e durch eine Kapitalabfindung abgegolten I 
worden ist. § 

Der Pauschbetrag kann ä h n l i c h wie die P a u s c h b e t r ä g e für Kör- | 
perbehinderte vom K i n d auf die Eltern ü b e r t r a g e n werden, | 
wenn ihn das K i n d nicht in Anspruch nimmt. | 

6. Regelung i m Lohnsteuer verfahren f 

Wird der Steuerpflichtige nicht zur Einkommensteuer veran- % 
lagt, so kann eine S t e u e r e r m ä ß i g u n g ( P a u s c h b e t r ä g e ) durch 
Eintragung eines steuerfreien Betrags auf der Lohnsteuerkarte 
oder beim Lohnsteuer-Jahresausgleich geltend gemacht wer­
den. A n t r ä g e dieser Art m ü s s e n s p ä t e s t e n s am 30. November 
des betreffenden Kalenderjahres gestellt worden sein. 

Steuerfreie B e t r ä g e wegen a u ß e r g e w ö h n l i c h e r Belastung k ö n ­
nen erst beim Lohnsteuer-Jahresausgleich beantragt werden. 
Im allgemeinen wird bei Ehegatten, die beide in einem Arbeits­
v e r h ä l t n i s stehen, der beantragte Freibetrag einheitlich festge­
stellt und auf die Lohnsteuerkarten der Ehegatten je zur H ä l f t e 
eingetragen. Die Ehegatten k ö n n e n auch die Eintragung des 
festgestellten Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte des einen 
oder des anderen Ehegatten beantragen; insofern besteht ein 
Wahlrecht der Eheleute. 

17) BGBl. I S. 1355. $ 
18) A 70 Abs. 11 LStR. 'Ì 
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Verfassungsrechtliche Grundlagen der Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen*) 

Z u m B e s c h l u ß des Bundesverfassungsgerichts vom 24. M a i 1977 — 

Mit dem im Verfahren der konkreten Normenkontrolle ergange­
nen B e s c h l u ß vom 24. Mai 1977 hat der Zweite Senat des B u n ­
desverfassungsgerichts entschieden, d a ß die Best immungen 
des § 5 A b s ä t z e 1 bis 5 und 7 T V G g ü l t i g sind, soweit sie sich auf 
Rechtsnormen beziehen, die den Inhalt von A r b e i t s v e r h ä l t n i s ­
sen ordnen, und d a ß demnach die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä ­
rung von T a r i f v e r t r ä g e n mit dem Grundgesetz vereinbar ist. 
Rechtsgrund und Rechtsnatur der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä ­
rung und der allgemeinverbindlichen Tarifnormen werden aus 
der Koalitionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 G G ) und der staatlichen 
Rechtsetzungsmacht erklärt . Die bisherige Rechtsprechung des j 
Gerichts zur Koalitionsfreiheit und zu den verfassungsrechtli­
chen Grundlagen der Tarifautonomie wird, im A n s c h l u ß insbes. 
an B V e r f G E 34, 307, for tgeführt , weiterentwickelt und zu den 
Grundl inien einer Doktrin z u s a m m e n g e f ü g t . 

Nach A b s c h l u ß des Berichts von W. Z ö l l n e r ( A ö R 98, 1973, 
S. 71), der die B ä n d e 1 bis 31 der Entscheidungssammlung 
u m f a ß t , sind noch folgende Entscheidungen zu verzeichnen: 
B e s c h l u ß des 2. Senats vom 27. 2. 1973 ( B V e r f G E 34, 307) zur 
V e r f a s s u n g s m ä ß i g k e i t des § 19 Heimarbeitsgesetz, der den 
H e i m a r b e i t s a u s s c h ü s s e n die Befugnis zu bindenden Festset­
zungen für Entgelte und sonstige Vertragsbedingungen zu­
spricht; B e s c h l u ß des 1. Senats vom 18. 12. 1974 ( B V e r f G E 38, 
281) zu den Arbeitnehmerkammern in Bremen und im Saarland; 
B e s c h l u ß des 1. Senats vom 19. 2. 1975 ( B V e r f G E 38, 386) zur 
Frage der Verletzung von Grundrechten der Arbeitgeber durch 
die Ä n d e r u n g der Rechtsprechung des B A G zu der Wirkung der 
Aussperrung von Betriebsratsmitgliedern; B e s c h l u ß des 1. Se­
nats vom 28.4. 1976 (BVer fGE 42, 133) zur Z u l ä s s i g k e i t des 
Ausschlusses eines Betriebsratsmitgliedes aus dem Betriebsrat, 
das einen gewerkschaftlichen Aufruf zu einer Kommunalwahl 
im B e t r i e b s g e l ä n d e verteilt hat. 

Die neue Entscheidung ist für die Verfassungsfragen des Koal i ­
tionswesens und des Tarifvertragssystems von herausragender 
Bedeutung. In ihren Grundgedanken und Ergebnissen m u ß sie 
volle Zust immung finden. Dem theoretischen O r d n u n g s b e d ü r f ­
nis des Verfassungsrechts und des kollektiven Arbeitsrechts 
stellt sie allerdings manche Aufgaben. 

1. Z u r kollektivrechtl ichen B e g r ü n d u n g der Tarifautonomie 

Als Hauptlinie für die kollektivrechtliche Bedeutung der Koali­
tionsfreiheit zeichnen sich in der Entscheidung drei Thesen ab: 
V o n Art. 9 Abs. 3 G G ist eine „ a u t o n o m e Ordnung des Arbeitsle­
bens" durch die Koalitionen intendiert. Es besteht ein „Vor­
recht der V e r b ä n d e , die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
durch eigene Normsetzung zu wahren und zu fördern*'; die 
Tarif normen — B V e r f G E 28, 295/305: „ a u t o n o m e Rechtsnormen 
der Koalitionen" — sind „ R e c h t s r e g e l n kraft Anerkennung 
durch die staatliche Gewalt" (vgl. B V e r f G E 34, 307/317). Es 
besteht eine „ s u b s i d i ä r e R e g e l u n g s z u s t ä n d i g k e i t des Staates"; 
diese ist unbeschadet der Befugnis des Gesetzgebers zur Ausge­
staltung und Effektuierung der Tarifautonomie gegeben. 

Wenn das Bundesverfassungsgericht „ d i e von Art. 9 Abs. 3 G G 
intendierte autonome Ordnung des Arbeitslebens" durch die 
Koalitionen zu einem formelhaft g e p r ä g t e n Auslegungsgedan­
ken erhebt, ist damit im Hinblick auf die zu entscheidende 
Rechtsfrage die durch die Koalitionsfreiheit g e w ä h r l e i s t e t e Ta­
rifautonomie in den Vordergrund gestellt. Schutzbereich und 
G e w ä h r u n g s l e i s t u n g s i n h a l t der Koalitionsfreiheit werden da­
durch nicht im Ganzen und in alle Richtungen hin von diesem 
einen Blickwinkel a b h ä n g i g gemacht. E s wird damit nicht das 
letzte Wort d a r ü b e r gesprochen, ob die kollektivrechtlichen Ga­
rantien der Koalitionsfreiheit letztlich nur von der individual­
rechtlichen G e w ä h r l e i s t u n g eines Freiheitsrechts abgeleitet 
sind (vgl. bes. R. Scholz, Koalitionsfreiheit als Verfassungspro­
blem, 1971; W. Z ö l l n e r a. a. O. S. 78 ff.). Jedenfalls für Tarifauto­
nomie und Tarifvertragssystem ist aber noch deutlicher als 
schon bisher eine kollektivrechtlich b e g r ü n d e t e Autonomie und 
damit ein s e l b s t ä n d i g e r verfassungsrechtlicher Status der Tarif­
parteien exegiert. F ü r die verfassungsrechtliche Betrachtung 
und Konstruktion wird deshalb auch auf den Gedanken verzich­
tet werden m ü s s e n , die Tarif autonomie sei eine spezifische Er­
scheinungsweise der Privatautonomie, „ k o l l e k t i v e Privatauto­
nomie" (R. Richardi, Grundprobleme der kollektiven Koali-

•) Der Nachdruck dieses in EzA bereits erschienenen Beitrages erfolgt mit Geneh­
migung des Autors und des Herausgebers. 
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tionsfreiheit, Z f A 1, 1970, S. 85; ders., Betriebsverfassung und 
Privatautonomie, 1973, S. 8; ders., Tarif autonomie, Grundpfeiler 
freiheitsrechtlicher Arbeitsverfassung, Arbeitgeber 1974, 
S. 739). In zusammenfassender Bezugnahme auf die bisherige 
Praxis des Gerichts beschreibt der Senat die verfassungsrecht­
liche Garantie der Tarifautonomie dahin, d a ß den frei gebilde­
ten Koalit ionen durch Art . 9 Abs. 3 G G die im ö f f e n t l i c h e n 
Interesse liegende Aufgabe zugewiesen und in einem Kernbe­
reich garantiert sei, insbes. L ö h n e und sonstige materielle Ar­
beitsbedingungen in einem von staatlicher Rechtsetzung frei 
gelassenen R a u m in eigener Verantwortung und im wesentli­
chen ohne staatliche E i n f l u ß n a h m e durch „ u n a b d i n g b a r e Ge­
samtvereinbarungen'/ s innvoll zu ordnen. Der Gesetzgeber habe 
den Koalit ionen zur E r f ü l l u n g dieser Aufgabe „ d a s Mittel des 
Tarifvertrages" an die H a n d gegeben. Als Element der verfas­
sungsrechtlich intendierten autonomen Ordnung des Arbeitsle­
bens erscheint nur das Institut der „ u n a b d i n g b a r e n Gesamtver­
einbarung", nicht der Tarifvertrag. t, 

Die Tarifautonomie, soweit sie zu normativen Regelungen be fä ­
higt, beruht auf staatlicher „ A n e r k e n n u n g " und ist eine „ i m _ 
ö f f e n t l i c h e n Interesse liegende Aufgabe". Das h e i ß t sicher * 
nicht, die Tarifparteien ü b t e n eine ihnen „ d e l e g i e r t e " , an sich 
staatliche Befugnis aus. A l s Grundrecht — und grundrechtliche 
V e r b ü r g u n g ist auch die kollektive G e w ä h r l e i s t u n g zugunsten 
der Koalit ionen — s c h ü t z t die Koalitionsfreiheit die selbstbe­
stimmte Interessenwahrung. D a ß die autonome Ordnung des 
Arbeitslebens aus selbstbestimmter und kollektiv organisierter 
Interessenwahrung hervorgeht, liegt im ö f f e n t l i c h e n Interesse 
und es b e r ü h r t das ö f f e n t l i c h e Interesse, wie beschaffen jene 
autonome Ordnung des Arbeitslebens ist, die jeweils durch die 
Gesamtvereinbarungen bewirkt wird. D a das ö f f e n t l i c h e Inter­
esse i m demokratischen Verfassungsstaat durch das gesetzge­
bende Parlament bestimmt wird, k ö n n e n die Koalitionen gegen­
ü b e r d e m Gesetzgeber nur ein „ V o r r e c h t " und nicht ein Mono­
pol beanspruchen, die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
durch eigene Normsetzung zu wahren und zu fördern . Legt man 
die Aus legung des Bundesverfassungsgerichts zugrunde, kom­
men d e m Gesetzgeber drei Ansatzpunkte für Regelungen im 
Bereich der grundrechtl ich g e s c h ü t z t e n Tarifautonomie zu. Der 
Gesetzgeber cjeiuiiert die „ A n e r k e n n u n g " der Tarif normen. Der 
Gesetzgeber e r m ö g l i c h t u n d s t ä r k t die Tarifautonomie durch 
ausgestaltende Regelungen. Der Gesetzgeber v e r f ü g t ü b e r eine 
„ s u b s i d i ä r e R e g e l u n g s z u s t ä n d i g k e i t " , die immer dann eintritt, 
wenn die Koalit ionen die ihnen ü b e r t r a g e n e Aufgabe, das A r ­
beitsleben durch T a r i f v e r t r ä g e sinnvoll zu ordnen, im Einzelfall 
nicht allein e r f ü l l e n k ö n n e n und die soziale S c h u t z b e d ü r f t i g k e i t 
einzelner Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen „ o d e r ein 
sonstiges ö f f e n t l i c h e s Interesse" ein Eingreifen des Staates er- .. 
forderlich macht. In allen drei Richtungen m ö g l i c h e r gesetzge­
berischer T ä t i g k e i t ist das Grundrecht der Koalitionsfreiheit 
verfassungsrechtliche Richtlinie. Der dritte Punkt gibt erstmals 
in dieser Deutlichkeit eine Direktive für die lange umstrittenen , 
Fragen, in welchem M a ß e die Tarifautonomie die Vol lmacht des 
Gesetzgebers i m Bereich der Ordnung des Arbeitslebens ver­
d r ä n g t und unter welchen Voraussetzungen das Gesetz B indun­
gen oder Schranken der Tarifautonomie zur Geltung bringen 
darf (vgl. nur H . Wiedemann/H. Stumpf, Tarif Vertragsgesetz, 
5. Auf l . , 1977, E i n l . Rdnr . 89 ff., 150 ff.). 

Die V e r s c h r ä n k u n g kollektiver, selbstbestimmter Interessen­
wahrung der Koalit ionen im Rahmen der tariflichen Kampf­
und Ausgleichsbeziehung mit der verfassungsrechtlichen Frei­
h e i t s g e w ä h r und Aufgabenzuweisung, der gesetzlichen Zurver­
f ü g u n g s t e l l u n g des tarifrechtlichen Instrumentariums und der 
staatlichen Anerkennung der Tarifnormen ü b e r a n s t r e n g t die 
h e r k ö m m l i c h e n Mittel des staatsrechtlichen A u f l ö s u n g s - und 
S y s t e m a t i s i e r u n g s v e r m ö g e n s . Das Gericht sieht hier denn auch 
„ b e s o n d e r e Formen von Normsetzung" und Rechtsetzungsakte 
„ e i g e n e r Art". Diese V e r s c h r ä n k u n g l ä ß t sich mit der einfachen 
G e g e n ü b e r s t e l l u n g individueller oder „ g e s e l l s c h a f t l i c h e r " Frei­
heit u n d staatlicher O r d n u n g und Bindung nicht erfassen. Die 
Forderung, den Freiheitscharakter der Koalitionsfreiheit und 
die gesellschaftliche — also nicht staatliche, ö f f e n t l i c h - r e c h t ­
liche — Natur der Tarifautonomie zu sichern und zu entfalten 
(H. F . Zacher, Gewerkschaften in der rechtsstaatlichen Demo­
kratie einer Arbeitnehmergesellschaft, in: Festschrift für Franz 
B ö h m , 1975, S. 707/728, 732), kann deshalb eigentlich nur durch 
bestimmte Anforderungen an das Koalitionswesen, in institutio­
nellen E r w ä g u n g e n u n d Vorkehrungen hinsichtlich der Stel­
lung u n d O r d n u n g der Koalit ionen er fü l l t werden (vgl. P. Badu-
ra, Arbeitsgesetzbuch, Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie, 
R d A 1974, 129/134 ff.). Kraft des Sozialstaatssatzes und der Koa­
litionsfreiheit s ind die~~Koalitionen als B e w e g u n g s k r ä f t e des 
„ s o z i a l e n VerfassungsrechtsJ' (Sinzheimer) wirksam. V o n ihrem 

Willen und damit, wie das Bundesverfassungsgericht es aus­
d r ü c k t , „ v o m Willen a u ß e r s t a a t l i c h e r , demokratisch nicht legiti­
mierter und parlamentarisch nicht verantwortlicher .Gruppie­
rungen 4" ist die tarifliche Normsetzung weitgehend a b h ä n g i g . 
Damit ist das durch die Vereinigungsfreiheit (Art. 9 Abs. 1 G G ) 
grundrechtlich g e s c h ü t z t e , d. h. in die P o l a r i t ä t von Staat und 
Freiheit eingeordnete Assoziations- und Verbandswesen verlas­
sen und die andere Ebene einer kollektivrechtlichen sozialen 
Selbstbestimmung betreten, die ein Tei l der politischen O r d ­
nung, d. h. der Ordnung von Macht und Verantwortung ist. 

2. Der doppelte Rechtsgrund der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä ­
rung 

Der verfassungsrechtlichen Beurteilung, d a ß die gesetzlichen 
Bestimmungen ü b e r die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g g ü l t i g 
sind, legt das Gericht eine aus dem Tarif Vertragsgesetz und aus 
der Koalitionsfreiheit entwickelte Deutung von Wirkung und 
Eigenart dieses staatlichen Aktes zugrunde. Die seit einiger Zeit 
herrschende Auffassung, d a ß die in § 5 Abs . 4 T V G festgelegte 
Wirkung nur durch einen normativen A k t h e r b e i g e f ü h r t werden 
kann, wird b e s t ä t i g t . Bisher war allerdings aus der Charakteri­
sierung der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g als Rechtsetzungs­
akt geschlossen worden, es handle sich u m eine Rechtsverord­
nung, wenn auch um eine arbeitsrechtliche „ S o n d e r k a t e g o r i e " , 
so d a ß die verfassungsrechtlichen G r u n d s ä t z e ü b e r die Voraus­
setzungen exekutivischer Rechtsetzung hier nicht oder jeden­
falls nur modifiziert m a ß g e b l i c h seien (W. Z ö l l n e r , Die Rechts­
natur der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g von T a r i f v e r t r ä g e n , 
D B 1967, 334; ders., Arbeitsrecht, 1977, S. 50). Das Bundesar­
beitsgericht hat diese Einordnung vermieden und, unter Bezug­
nahme auf B V e r f G E 34, 307, lakonisch da für gehalten, der 
Rechtsetzungsakt der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g wurzle in 
Art . 9 Abs. 3 G G und sei nicht an Art. 80 G G zu messen ( B A G 
E z A § 4 T V G Bauindustrie Nr. 10 und E z A § 5, 3 T V G ) . In dieser 
Richtung fortschreitend hat das Bundesverfassungsgericht nun 
eine Geltung des „ T ^ p e n z w a n g s " der Rechtsquellen in dem von 
Art. 9 Abs. 3 G G maßgeblich gestalteten Bereich der Regelung 
von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ü b e r h a u p t verneint. 
Diese weitreichende Annahme wird nicht etwa nur den Tarif­
normen vorbehalten, sondern auch auf die staatliche Allgemein-
v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g erstreckt. Jener „ T y p e n z wang" der 
Rechtsquellen, wonach eine Rechtsetzung der Exekutive sich 
den Formen der Rechtsverordnung oder der VerwaltungsVor­
schrift oder — bei S e l b s t v e r w a l t u n g s k ö r p e r s c h a f t e n — der Sat­
zung b e i z u f ü g e n hat, ist keineswegs nur eine Sache der Nomen­
klatur oder der theoretischen Klassifikation. E r hat sein sachli­
ches Fundament in den Konstruktionsregeln der Gesetzgebung 
in der gewaltenteilenden Demokratie und im Grundsatz der 
G e s e t z m ä ß i g k e i t der Verwaltung. D a ß dies in der Reichweite 
der Koalitionsfreiheit z u r ü c k z u t r e t e n hat, zeigt die grundrecht­
l ich u m h ü l l t e , t a t s ä c h l i c h aber institutionelle Dimension des 
Koalitionswesens und der Tarifautonomie. 

Die zu p r ü f e n d e n Vorschriften ü b e r die Allgemeinverbindlich­
e r k l ä r u n g werden vom Bundesverfassungsgericht als Ausdruck 
der Befugnis des Gesetzgebers verstanden, die von der Koal i ­
tionsgarantie u m f a ß t e B e t ä t i g u n g s g a r a n t i e der Koalitionen n ä ­
her zu regeln. Sie erscheinen also nicht nur als E r g ä n z u n g der 
tariflichen Entscheidung der Koalitionen, so d a ß die Allgemein­
v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g „d ie Bedeutung einer b l o ß e n u n s e l b s t ä n ­
digen Z u s t i m m u n g s e r k l ä r u n g zu autonomer Normsetzung der 
Koalitionen auch g e g e n ü b e r den A u ß e n s e i t e r n " h ä t t e . Der Staat 
trifft eine s e l b s t ä n d i g e und vom ö f f e n t l i c h e n Interesse bestimm­
te Entscheidung, aber in den gesetzlichen Vorschriften ü b e r die 
Voraussetzungen und das Verfahren dieser Entscheidung war 
der Koalitionsfreiheit soweit wie m ö g l i c h Rechnung zu tragen 
und hat der Gesetzgeber sich für eine Regelung entschieden, die 
der Intention des Art. 9 Abs. 3 G G m ö g l i c h s t nahekommt. Dies 
rechtfertigt in den Augen des Gerichts die Besonderheit der 
normativen Rechtsform, wenn auch manche rechtsstaatliche 
I r r e g u l a r i t ä t e n der Publikation von A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä ­
rungen als dadurch nicht geboten und damit verbesserungsbe­
d ü r f t i g erkannt werden. 

Die Befugnis des Gesetzgebers, das Institut der Allgemeinver­
b i n d l i c h e r k l ä r u n g vorzusehen und in der Weise zu regeln, wie es 
in § 5 T V G geschehen ist, m u ß t e verfassungsrechtlich in zwei 
Richtungen dargetan werden. Durch die Allgemeinverbindlich­
e r k l ä r u n g wird erstens die Geltung eines Tarifvertrages auf die. 
A u ß e n s e i t e r erstreckt, die damit, "wenn auch kraft eines staatli­
chen Normativaktes, Tarifnormen von Koalitionen unterworfen 
werden, denen sie nicht a n g e h ö r e n . Indem der Staat den Gel ­
tungsbereich der Tarifnormen ü b e r den tarifrechtlich der auto­
nomen Rechtsetzung e r ö f f n e t e n Bereich hinaus erstreckt, wird 
durch die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g zweitens die Koa l i -

354 BISt Soz A r b R 23/1978 



tipnsfreiheit der t a r i f s c h l i e ß e n d e n Koalitionen b e r ü h r t . In die­
ser zweiten Hinsicht kommen als die gesetzliche Regelung 
rechtfertigende G r ü n d e die Ziele zum Tragen, die dem Institut 
der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g zugrunde liegen. Der Ge- r t 

setzgeber kann sich hier g e g e n ü b e r der Tarifautonomie sowohl \ • 
a u f seine Ausgestaltungsbefugnis, wie auch auf seine s u b s i d i ä r e Ì 
Regelungsbefugnis berufen. Denn — so legt das GencnVclar — -
die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g sichert die E f f e k t i v i t ä t der . 
tarif vertraglichen Normsetzung gegen die Folgen wirtschaftli^ 
eher Fehlentwicklungen und erweist sich in dieser Beziehung 
als ein Instrument, das die von Art. 9 Abs. 3 G G intendierte 
autonome Ordnung des Arbeitslebens durch die Koalitionen-
a b s t ü t z e n sol l y indem sie den Normen des Tarifvertrages zu.* 
g r ö ß e r e r Durchsetzungskraft ver hilft. Daneben dient die Allge­
m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g dem Ziel , den A u ß e n s e i t e r n ange-, 
messene Arbeitsbedingungen zu sichern; insoweit beruht sie 
auf der s u b s i d i ä r e n Regelungsbefugnis des Staates im Bereich 
der T a r i f a ü t o n o m i e . 

Die vom Bundesverfassungsgericht für richtig gehaltene Ein­
ordnung der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g als „ C e c h t s e t -
zungsakt eigener Art zwischen autonomer Regelung und staatli­
cher Rechtsetzung", „ w e d e r der E r l a ß eines Verwaltungsakts 
noch der einer Rechts Verordnung", betrifft lediglich das Ver­
h ä l t n i s dieses staatlichen Aktes zu den sonst nicht tarifgebunde­
nen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die so bestimmte 
Rechtsnatur der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g bezieht sich 
auf die durch sie h e r b e i g e f ü h r t e rechtliche Wirkung, die in § 5 
Abs. 4 T V G angeordnet ist. Damit sind noch nicht alle Fragen 
erledigt. Denn mit der A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g gibt der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung zugleich dem 
Antrag einer Tarifvertragspartei statt. Darauf,wie es sich mit der 
rechtlichen Bedeutung der Entscheidung des Bundesministers 
ü b e r den Antrag der Tarifvertragspartei auf Allgemeinverbind­
l i c h e r k l ä r u n g eines Tarifvertrages verhä l t , brauchte das Bun­
desverfassungsgericht nicht einzugehen. Diese Entscheidung, 
die nur i m Falle der Ablehnung des Antrages als s e l b s t ä n d i g e r 
Rechtsakt in Erscheinung tritt, wird weithin als a u s d r ü c k l i c h 
bzw. konkludent erlassener Verwaltungsakt angesehen, den die 
betroffenen Tarifvertragsparteien im Verwaltungsrechtswege 
erstreiten bzw. anfechten k ö n n t e n (O. Bachof, Satzungsgeneh­
migung und Satzungsoktroi: Verwaltungsakte mit Doppelna­
tur? in: Festschrift für Werner Weber, 1974, S. 515/525 f., zu­
stimm. W. Z ö l l n e r , Arbeitsrecht a. a. O., S. 250; H . Wiedemann/ 
H . Stumpf, Tarifvertragsgesetz a. a. O., § 5 Rdnrn. 17,101 f.). Ob 
bei Erfolg des Antrages im Normativakt der Allgemeinverbind­
l i c h e r k l ä r u n g implizit auch ein Verwaltungsakt gesehen werden 
darf, ist eher zweifelhaft. Derselbe Fehler m ü ß t e den Normativ­
akt u n g ü l t i g machen, k ö n n t e aber hinsichtlich des Verwal­
tungsaktes nur die Aufhebbarkeit bewirken. A u ß e r dieser mate­
riellrechtlichen Ungereimtheit m ü ß t e man p r o z e ß r e c h t l i c h dazu 
kommen, d a ß eine erfolgreiche Anfechtungsklage auch die G ü l ­
tigkeit einer N o r m beseitigt, ohne auch allgemein verbindlich zu 
sein ( § 1 2 1 V w G O ) . In der Ablehnung des Antrages auf Allge­
m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g dagegen ist ein Verwaltungsakt zu 
sehen. E ine Verwaltungsklage des Antragstellers k ö n n t e aller­
dings nur z u l ä s s i g sein (§ 42 Abs. 2 VwGO), soweit dieser in 

' seinen Rechten verletzt sein k ö n n t e , alsQ nicht schlechthin un­
ter Berufung auf eine Verletzung des § 5 T V G . F ü r einen Streit 
ü b e r die Voraussetzungen des „ ö f f e n t l i c h e n Interesses" oder 
des „ s o z i a l e n Notstandes" besteht eine Klagebefugnis nicht. Z u : 
Recht hat das Bundesverfassungsgericht angenommen, d a ß die 

E n t s c h e i d u n g ü b e r die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g auch 
eine s e l b s t ä n d i g e staatliche Entscheidung darstellt und nicht • 
nur eine der A u s ü b u n g der Tarifautonomie akzessorische Ent­
scheidung. Dies f ü h r t weiter zum A u ß e n s e i t e r p r o b l e m . 

3. Das A u ß e n s e i t e r p r o b l e m 

Die Frage, ob eine unmittelbare Unterstellung der A u ß e n s e i t e r 
unter die Tarif macht verfassungsrechtlich z u l ä s s i g ist, m u ß man 
in der Tat zu den „ E l e m e n t a r f r a g e n der Freiheit" rechnen (so W. 
Z ö l l n e r , Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
a. a. O., S. 89). Sie ist a u ß e r d e m auch eine Elementarfrage der 
von den Koalit ionen getragenen autonomen Ordnung des Ar­

beitslebens. V o n einer mehr freiheitsrechtlichen als kollektiv-
rechtlichen Deutung der Koalitionsfreiheit ist denn auch bereits 
an B V e r f G E 34, 307 die Kritik g e ü b t worden, das Gericht habe 
dort „d ie soziale Vormundschaft"der Interessenorganisation für 
die Interessen der Nichtorganisierten in besonders weitem (und 
bedenklichem) Umfang anerkannt" (H. F . Zacher, Gewerk­
schaften a. a. O., S. 716, 730). Die neuerliche Entscheidung des 
Gerichts zur A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g jedenfalls w ü r d e 
eine solche Kritik nicht verdienen. 

Die Rechtfertigung dafür, d a ß der A u ß e n s e i t e r kraft der Allge­
m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g den Tarifvertrag für sich gelten las­
sen m u ß , wird vom BundesverfassungsgerichtJnstltu.ti.Qnell (de­
mokratische Legitimation) und individualrechtlich (netative 
Koalitionsfreiheit, allgemeine Handlungsfreiheit) dargetan. Das 
Gericht verwirft a u s d r ü c k l i c h die Lehre, d a ß dem geltenden 
Recht in § 5 T V G die „ r e c h t s t h e o r e t i s c h e Vorstellung" einer 
„ e r w e i t e r t e n Autonomie" der Koalit ionen zugrunde liege, die 
von vornherein alle A n g e h ö r i g e n des jeweiligen Berufskreises 
und damit auch die A u ß e n s e i t e r erfasse. E s wird dann zwar 
z u n ä c h s t gesagt, d a ß es wegen dieses dem Gesetz entnehmba­
ren Befundes keiner P r ü f u n g b e d ü r f e , ob sich eine hiervon 
ausgehende gesetzliche Regelung mit dem Grundgesetz verein­
baren l i eße . Etwas s p ä t e r wird jedoch der Sache nach eine 
derartige P r ü f u n g angestellt. Denn es h e i ß t nicht nur, die Tarif-
autonomie sei g r u n d s ä t z l i c h auf die Mitglieder der Tarif parteien 
b e s c h r ä n k t , sondern es wird dem h i n z u g e f ü g t , d a ß diese grund­
s ä t z l i c h e B e s c h r ä n k u n g der Koalitionsfreiheit und auch dem 
demokratischen Prinzip entspreche, n ä m l i c h dem — seit der 
Facharzt-Entscheidung ( B V e r f G E 33, 125/158) mehrfach beton­
ten — Grundsatz, d a ß der Staat seine Normsetzungsbefugnis 
nicht in beliebigem Umfang a u ß e r s t a a t l i c h e n Stellen ü b e r l a s s e n 
und den B ü r g e r nicht schrankenlos der normsetzenden Gewalt 
autonomer Gremien ausliefern d ü r f e , die ihm g e g e n ü b e r nicht 
demokratisch bzw. mitgliedschaftlich legitimiert seien. V o n die­
ser P r ä m i s s e aus ist klar, d a ß die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä ­
rung eine notwendige s e l b s t ä n d i g e staatliche Entscheidung ein­
s c h l i e ß e n m u ß , ebenso wie aus G r ü n d e n der T a r i f a ü t o n o m i e 
diese staatliche Entscheidungsrecht vom Willen der Tarif Partei­
en v ö l l i g g e l ö s t werden darf. „ S o w o h l die Mitwirkung der Koal i ­
tionen und des diese r e p r ä s e n t i e r e n d e n Tarifausschusses als 
auch die Beteiligung des Staates sind notwendig, u m die A u ß e n ­
seiter dem Tarifvertrag zu unterwerfen." Der die A u ß e n s e i t e r an 
die Tarifnormen bindende „ G e l t u n g s b e f e h l " bleibt dem Staat 
vorbehalten; der die A U g e m e T h v e r b i n d l i c n e r k l ä r u n g ausspre­
chende Minister hat „d ie von den Koalit ionen geschaffene 
Rechtsordnung in seinen Willen aufgenommen", „ d e r _ Q e l t u n g s -
bereich der tariflichen~Normen geht dann auch von ihm aus". 
Da der Staat sich seines in den Grenzen des iCernbereichs der 
Koalitionsfreiheit fortbestehenden Njormsetzungsrechts „ n i c h t 
v ö l l i g e n t ä u ß e r t " hat, sind die allgemeinverbindlichen Tarif nor­
men g e g e n ü b e r den A u ß e n s e i t e r n durch die staatliche Mitwir­
kung „ n o c h ausreichend demokratisch legitimiert". Bemer-
k e n s w e r T ä n dieser Argumentation des Gerichts ist die Eindeu­
tigkeit, mit der die demokratische Legitimation der staatlichen 
Willensbildung und Entscheidung von der sozialen Selbstver­
waltung des Koalitionswesens abgehoben erscheint. Die Koal i ­
tionen k ö n n e n hiernach die Grenzen ihrer freiwilligen Mitglied­
schaft allein aus eigenem Recht nicht ü b e r s c h r e i t e n . 

Die schon in B V e r f G E 31, 297/302 (betr. § 1 1 Abs . 1 Satz 2 
A r b G G ) offen gelassene Frage, ob das individuelle Grundrecht 
der Kaolitionsfreiheit auch die negative Koalitionsfreiheit ein­
s c h l i e ß e , wird vom Bundesverfassungsgericht wiederum nicht 
entschieden. Der Inhalt eines derartigen Grundrechts wird, wie 
damals, dahin bestimmt, d a ß es die Freiheit garantiere, sich 
einer anderen oder keiner Koalition a n z u s c h l i e ß e n , und damit 
ein Recht dagegen gebe, d a ß Zwang oder Druck in Richtung auf 
eine Mitgliedschaft a u s g e ü b t werde. D a die gesetzliche Rege­
lung ü b e r die A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g von tariflichen 
Inhaltsnormen B e e i n t r ä c h t i g u n g e n dieser A r t nicht bewirke, 
k ö n n e ein Grundrecht der negativen Koalitionsfreiheit, sofern 
es sich aus Art. 9 Abs. 3 G G ergeben sollte, nicht b e r ü h r t sein. 
D a ß die allgemeine Handlungsfreiheit der A u ß e n s e i t e r (Art. 2 
Abs. 1 GG) nicht verletzt werde, wird s e l b s t ä n d i g g e p r ü f t und 
verneint. 
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